
I. Die sozialistische Anschlußeuphorie 1918/19

Der 12. November 1918 bleibt in der Geschichte
Österreichs ein denkwürdiges Datum. An diesem
Tag verabschiedeten die im Jahre 1911 gewählten
Reichsratsabgeordneten des deutschen Siedlungs-
gebietes der Habsburger Monarchie, die sich am
21. Oktober 1918 in Wien zur „Provisorischen Na-
tionalversammlung für Deutschösterreich“ konsti-
tuiert hatten, eine neue Verfassung; in Artikel 1
wurde der neue Staat „Deutschösterreich“ — dem 
u. a. auch die sudetendeutschen Gebiete angehö-
ren sollten — zu einer demokratischen Republik
erklärt, und in Artikel 2 wurde bestimmt:
„Deutschösterreich ist ein Bestandteil der Deut-
schen Republik“4), mit anderen Worten: Der neue
Staat hielt sich schon in seiner Geburtsstunde für 
lebensunfähig — ein Makel, den er in den folgen-
den Jahren nicht mehr los wurde; es war jener Staat
entstanden, „den keiner wollte“5).

4) Es hieß weiter in Artikel 2: „Besondere Gesetze regeln die
Teilnahme Deutschösterreichs an der Gesetzgebung und 
Verwaltung des Deutschen Reiches sowie die Ausdehnung
des Geltungsbereiches von Gesetzen und Einrichtungen der
Deutschen Republik auf Deutschösterreich.“ Vgl. Staatsge-
setzblatt für den Staat Deutschösterreich. 1918. Nr. 45.
S. 4f.
5) Vgl. Hellmut Andies. Der Staat, den keiner wollte. Öster-
reich 1918-1938. Wien 1962.
6) Das Protokoll verzeichnet hier: „Die Versammlung er-
hebt sich. Stürmischer, langanhaltender Beifall und Hände-
klatschen im Saal und auf den Galerien.“
7) Vollständiger Text bei Gerhard A. Ritter/Susanne Miller
(Hrsg.). Die deutsche Revolution 1918—1919. Dokumente.
Frankfurt 1968. S. 369f.

8) Karl Renner. Denkschrift über die Geschichte der Unab-
hängigkeitserklärung Österreichs und die Einsetzung der
provisorischen Regierung der Republik. Wien 1945,
S. 18f.
9) Vgl. Otto Bauer. Acht Monate auswärtige Politik. Wien
1919.
10) Vgl. hierzu auch E. März. Österreichische Bankenpolitik
in der Zeit der großen Wende 1913—1923. Wien 1981.
11) Zur Gesamtproblematik vgl. die Beiträge von Helmut
Konrad. Rudolf Kropf und Hanns Haas in: Helmut Konrad
(Hrsg.). Sozialdemokratie und „Anschluß“. Historische
Wurzeln. Anschluß 1918 und 1938. Nachwirkungen (Schrif-
tenreihe des Ludwig Boltzmann-Instituts für Geschichte der
Arbeiterbewegung 9). Wien-München-Zürich 1978.
12) Karl Stadler. Hypothek auf die Zukunft. Die Entstehung
der österreichischen Republik 1918—1921. Wien-Frankfurt-
Zürich 1968. S. 68. Anzumerken ist dabei allerdings, daß die
Sozialdemokraten auch dann noch weiter für den Anschluß
waren, als klar war, daß es kein sozialistisches Deutschland
geben würde.

Der sozialdemokratische Staatskanzler Karl Ren-
ner bekannte sich an jenem 12. November im Par-
lament in einer leidenschaftlichen Rede zur deut-
schen Einheit. Er beklagte das Schicksal des deut-
schen Volkes und erklärte u. a.: „Das Volk, dessen
Stolz es immer war, das Volk der Dichter und Den-
ker zu heißen, ist im Augenblick tief gebeugt. Aber
gerade in dieser Stunde soll unser deutsches Volk in
allen Gauen wissen: Wir sind ein Stamm und eine
Schicksalsgemeinschaft.“ )6

Otto Bauer, intellektueller Führer der Sozialdemo-
kraten und für auswärtige Angelegenheiten zustän-
diger Staatssekretär, teilte den einstimmig gefaßten
Beschluß vom 12. November am nächsten Tag dem 
Volksbeauftragten Hugo Haase in Berlin mit. In
dem Telegramm hieß es, Deutschösterreich habe
„seinen Willen kundgetan, sich mit den anderen
deutschen Stämmen, von denen es vor 52 Jahren
(Königgrätz 1866, R. St.) getrennt wurde, wieder
zu vereinigen. Wir bitten Sie, in direkte Verhand-
lungen mit uns über die Vereinigung Deutschöster-
reichs mit der deutschen Republik . . . einzutre-
ten.“ )7

Was waren die Gründe für diese Politik? Karl Ren-
ner hat 1945, als erster Kanzler auch der Zweiten

Republik, eine Antwort auf diese Frage gegeben.
1918, so seine Interpretation, habe die Angst vor
Hunger und Arbeitslosigkeit jeden an den An-
schluß als einzig mögliche Lösung denken lassen: 
„Österreichs wirtschaftliche Lage verstehen, be-
deutet, die Bewegung für den Anschluß zu verste-
hen.“8) Die Sozialdemokraten waren damals von
der Notwendigkeit großer Wirtschaftsräume über-
zeugt. Ein Land, das keine Kohle habe, nicht aus-
reichend Lebensmittel im eigenen Land erzeugen
könne, auch keine größere Exportindustrie besitze,
könne nicht selbständig existieren, so Otto Bauer
im Juli 1919; ein solches Land würde im Dienste
fremder Kapitalisten ein Leben der Knechtschaft,
der Not und des Elends führen. Davor könne
Deutschösterreich nichts anderes bewahren als die
Vereinigung mit Deutschland9).

Unbestritten ist, daß es in den Jahren nach Kriegs-
ende Hunger und Not gab. Das Elend der neuen
Zeit aber versperrte den Blick dafür, daß die Repu-
blik nicht ganz so arm war, wie viele Menschen
damals glaubten: 12 Prozent der Bevölkerung der
alten Doppelmonarchie lebten in ihr, aber 30 Pro-
zent der industriellen Kapazität waren hier angesie-
delt; Wien war das Finanzzentrum des Habsburger-
reiches gewesen — und in Wien gab es immer noch 
viel Geld 10). Für die Anschlußeuphorie der Sozial-
demokraten ) gab es neben11 den wirtschaftlichen
denn auch noch andere Gründe; es ging um die 
Schaffung einer Einheitsfront mit den deutschen
Sozialdemokraten, genauso wie es in einem Wahl-
aufruf vom Februar 1919 hieß: „Wir wollen uns mit
dem roten Deutschland vereinen. Vereinigung mit
Deutschland bedeutet jetzt Vereinigung mit dem
Sozialismus.“ )12

Die Entscheidung vom 12. November wurde in
Berlin mit Zurückhaltung aufgenommen, war doch
schon am 9. November aus Bern bekanntgewor-
den, daß die Entente bei einem Anschluß Deutsch-



der österreichischen Nationalsozialisten an der Ta-
gesordnung. Als der seit März 1933 autoritär regie-
rende Engelbert Dollfuß — das Parlament hatte
sich „selbst ausgeschaltet“54) — den bayerischen
Justizminister und Reichsjustizkommissar Frank im
Mai 1933 aus Österreich auswies, reagierte Hitler
mit der sogenannten Tausend-Mark-Sperre: Jeder
Deutsche, der fortan nach oder durch Österreich
reisen wollte, mußte vorher eine Gebühr von 1000
Reichsmark zahlen. Diese Maßnahme trafzwar den
österreichischen Fremdenverkehr schwer, aber Hit-
lers Erwartungen, wie er sie im Kabinett am
26. Mai 1933 formuliert hatte, erfüllten sich nicht,
nämlich: „Diese Maßnahme wird voraussichtlich
zum Zusammenbruch der Regierung Dollfuß und
zu Neuwahlen führen. Diese Neuwahlen werden
die innere Gleichschaltung Österreichs ergeben,
auch ohne daß ein äußerer Anschluß nötig ist . . .
Der Kampf wird noch in diesem Sommer entschie-
den werden.“55)

Dollfuß reagierte im Juni mit einem Betätigungs-
verbot für die NSDAP in Österreich56). NS-Wirt-
schaftskrieg und Terror gingen verstärkt weiter,
aber der von Hitler erhoffte Erfolg blieb aus. Für
einen Anschluß unter NS-Bedingungen waren die
Großdeutschen zu haben, nicht aber Sozialdemo-
kraten und Christlichsoziale, die nun den Anschluß-
paragraphen aus ihren Programmen strichen. Zu
einer gemeinsamen Abwehrfront und einem öster-
reichischen Identitätsbewußtsein kam es dennoch
nicht, weil das Land zu diesem Zeitpunkt schon in
unversöhnliche „Lager“ gespalten war und Dollfuß
ein Regime etablierte, das bewußt die Konsequen-
zen aus dieser Situation zog. die schon im Juli 1927
mit dem Brand des Justizpalastes ihren ersten Hö-
hepunkt erreicht hatte57).

1977 schrieb die Wiener „Arbeiter-Zeitung“ in ei-
nem Rückblick auf jene Ereignisse: „Der
15. Juli 1927 hat mehr Menschenleben gekostet als
die Revolution von 1918/19 und nicht viel weniger
als der Februar 1934. Er ist das Schlüsselereignis
der Ersten Republik, die Wende zwischen Demo-
kratie und Faschismus. An diesem blutigen Freitag
ging mehr in Trümmer als der Justizpalast: die Ar-
beiterklasse verlor ihr Vertrauen in den Rechts-
staat, die Sozialdemokratie den Glauben an die All-
macht ihrer Organisation. Die Ausschaltung des
Parlaments 1933, die Auflösung der Sozialdemo-
kratie 1934 waren nur noch die letzten Konsequen-
zen dieser großen Niederlage der jungen Demokra-
tie.“58»)
Im Februar 1934 standen in viertägigen, bürger-
kriegsähnlichen Kämpfen Heimwehr, Militär und
Polizei gegen bewaffnete sozialdemokratische Ar-
beiter Österreichs; es gab Hunderte von Toten,
neun Arbeiter wurden hingerichtet. Diese Ereig-
nisse blieben unvergessen, der Schatten der Hinge-
richteten lag von nun an über allem, was kam. Auf
dem Weg zur Umgestaltung des Staates nach faschi-
stischem Vorbild — gegen das vage Versprechen
des italienischen Mussolini, Österreichs Unabhän-
gigkeit mit Waffengewalt zu verteidigen — leistete 
Dollfuß ganze Arbeit. Nun wurden die Sozialdemo-
kratische Partei, die Freien Gewerkschaften, die
Arbeiter-. Sport- und Kulturvereinigungen aufge-
löst und deren Vermögen beschlagnahmt59).
Dollfuß führte jetzt einen Zweifrontenkrieg — ge-
gen Nationalsozialisten und Sozialdemokraten. Im
„Ständestaat“, der nun aufgebaut wurde, waren
nahezu zwei Drittel der Bevölkerung von jeder Mit-
gestaltung ausgeschlossen, während im NS-Reich
die „Volksgemeinschaft“ propagiert wurde. Mit ei-
ner solchen Politik war die Überwindung der An-
schlußidee zum Scheitern verurteilt, zumal, wie
Gerhard Botz betont, „das Bild vom .eigenständig
österreichischen Menschen' als dem .besseren
Deutschen' immer noch dem Deutschnationalismus
verbunden war und von hier aus. wie in den letzten
Jahren des .Ständestaates' tatsächlich geschehen,
nationalsozialistisch unterhöhlbar“ ).60

Hitlers Versuch einer „schnellen Lösung“ endete
mit dem Putschversuch der österreichischen Natio-
nalsozialisten am 25. Juli 1934. Auch wenn es kei-
nen Befehl Hitlers zum Putsch gab (auch für die
„Endlösung“ der Judenfrage ist kein Befehl Hitlers
gefunden worden), lag die letzte Verantwortung bei
ihm. Der Putsch war schlecht organisiert, und nach



dem Massaker an der Röhm-SA am 30. Juni trugen
die schweren Spannungen zwischen SA und SS in
Österreich erheblich zum Scheitern bei. Dollfuß fiel
zwar den Putschisten zum Opfer, der Putsch selbst
brach dann aber angesichts der entschlossenen Hal-
tung der Regierung und des Bundesheeres nach

wenigen Stunden zusammen. Die deutsche Reichs-
regierung distanzierte sich von den Vorgängen —
nicht zuletzt unter dem Eindruck von Mussolinis
Entscheidung, vier Divisionen in Richtung Brenner
und eine in Richtung Kärnten in Marsch zu set-
zen61).

VI. Die „evolutionäre Lösung“
bis zum Einmarsch der Wehrmacht am 12. März 1938

Die Ereignisse in Österreich mit Mussolinis „Wacht
am Brenner“ überzeugten Hitler davon, daß die 
Zeit für einen Anschluß noch nicht reif war. In die-
ser Situation plädierte daher Franz von Papen —
jetzt Sondergesandter Hitlers in Wien — für eine
„evolutionäre“ Lösung dieser Frage, für die „gei-
stige Durchdringung“62) Österreichs; das Land
sollte von innen heraus unterhöhlt werden63).

Kurt von Schuschnigg. Nachfolger von Dollfuß,
spielte dieser Politik nachgerade in die Hand. Er
unternahm nichts, um die „Lager“ zu versöhnen
und das politisch gespaltene Land zusammenzufüh-
ren; er verfolgte bewußt einen „deutschen Weg“,
mit Österreich als zweitem deutschen Staat, und
seine Wirtschaftspolitik sorgte dafür, daß Öster-
reich das Land in Europa mit der relativ höchsten
Arbeitslosenzahl blieb. Außenpolitisch orientierte
er sich dabei mehr und mehr nach Italien. Ob Pa-
pens „Evolutionstheorie“ allein jemals zum Erfolg
geführt hätte, kann bezweifelt werden. Mitent-
scheidend waren jedenfalls die außenpolitische Iso-
lierung und die wachsende Abhängigkeit von Mus-
solini. in die sich Schuschnigg manövrierte. Mit je-
dem Schritt, mit dem sich Mussolini den Westmäch-
ten entfremdete und Hitler annäherte (Überfall auf
Abessinien. Spanischer Bürgerkrieg), ließ dessen
Interesse an einem unabhängigen Österreich nach
und wurde Schuschniggs Spielraum enger. So gab
Mussolini Anfang 1936 Berlin zu verstehen, daß er
bei einer Garantie der Brennergrenze nichts gegen

einen Vertrag einzuwenden habe, bei dem Öster-
reich „so als formell unbedingt selbständiger Staat
praktisch ein Satellit Deutschlands“ würde64).
Gleichzeitig riet er Schuschnigg zu einem Abkom-
men mit Hitler, um damit das Verhältnis zwischen
Deutschland und Österreich zu verbessern. Das Er-
gebnis war das von Papen schon lange forcierte
„vertrauliche Gentlemen Agreement“ vom 11. Juli
1936. Schuschnigg verpflichtete sich:
1. „Die Außenpolitik der österreichischen Bundes-
regierung unter Bedachtnahme auf die friedlichen
Bestrebungen der Außenpolitik der deutschen
Reichsregierung zu führen“, wobei weder geklärt
wurde, was „Bedachtnahme“ hieß, noch was mit
„friedlich“ gemeint war;
2. österreichische Nationalsozialisten „zur Mitwir-
kung an der politischen Verantwortung“ heranzu-
ziehen;

3. die Pressepolemik und Propaganda gegen
Deutschland einzustellen sowie
4. eine Amnestie durchzuführen.
Schuschnigg war sich im klaren darüber, was er da
unterschrieb, aber es ging ihm darum. „Zeit zu
gewinnen und im Augenblick vom deutschen Druck
etwas entlastet zu werden“65), zumal Hitler als Ge-
genleistung bestätigte, daß „Deutschland weder die
Absicht noch den Willen (hat), sich in die österrei-
chischen inneren Verhältnisse einzumengen, Öster-
reich etwa zu annektieren oder anzuschließen“66). 
Tatsächlich aber hatte Hitler mit diesem Abkom-
men den entscheidenden Fuß in die österreichische
Tür bekommen: mit Glaise-Horstenau saß schon
bald ein Nationalsozialist am Tisch des österreichi-
schen Ministerrates, und die 17.000 amnestierten
Nationalsozialisten verstärkten nun den Kampf der
„Bewegung“ gegen das „System“, während das
Land außenpolitisch ohne Schutz dastand, als es im
Herbst 1936 zur „Achse Berlin-Rom“ kam. Damals
entstand das makabre Scherzwort, diese Achse sei



der Spieß, an dem Österreich braun gebraten
werde67).
Ebenfalls im Herbst 1936 begann auf deutscher
Seite mit dem Vierjahresplan die Phase der direk-
ten Kriegsvorbereitungen. In diesem Zusammen-
hang wurde Österreich nicht etwa aus den von Hit-
ler auf Seite 1 von „Mein Kampf“ genannten und
bereits zitierten Gründen immer wichtiger, sondern
aus strategischen und ökonomischen Gründen.
Nicht von ungefähr war es dann Hermann Göring,
als Beauftragter für den Vierjahresplan für die Auf-
rüstung verantwortlich, der nun zur treibenden
Kraft für einen schnellen Anschluß wurde.
In Österreich lockten 600 000 Arbeitslose, unter
ihnen Zehntausende hochqualifizierter Facharbei-
ter. zahlreiche neue Produktionskapazitäten und
wichtige Rohstoffe, insbesondere Eisenerz. Holz.
Erdöl. Magnesit. Vor allem aber lockten Geld- und
DevisenVorräte, die angesichts der eigenen kata-
strophalen Devisenlage dringend benötigt wurden.
So verfügte die Deutsche Reichsbank Ende 1937
nur noch über Devisen im Wert von rd. 90 Mio.
Reichsmark, während die deutsche Beute im
März 1938 mit umgerechnet rd. 1.4 Mrd. Reichs-
mark geradezu gigantisch war. Statt das Geld für
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu verwenden
und so die Arbeitslosen und Ausgesteuerten für den
Staat zu gewinnen, hatte die Schuschnigg-Regie-
rung der Währungsstabilität absoluten Vorrang ein-
geräumt und Devisen angehäuft ). Mit dieser
Beute, so Schausberger, „erhalten Dimension und
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Bedeutung der deutschen Anschluß-Forcierung um
die Jahreswende 1937/38 erst ihr wirkliches weltpo-
litisches Gewicht: Das Deutsche Reich konnte mit
dem Gewinn Österreichs seine kritische wirtschaft-
liche Situation überwinden sowie Tempo und Vor-
sprung der Rüstung durch mindestens neun Monate
aufrechterhalten.“ )69

Ende 1937 befand sich Österreich innen- und au-
ßenpolitisch in einer fast hoffnungslosen Lage: Hit-
ler hatte von Mussolini bei dessen Besuch in Berlin
im September 1937 freie Hand im Hinblick auf
Österreich erhalten; auch von den Briten war keine
Hilfe zu erwarten, nachdem Lord Halifax — Vor-

sitzender des Geheimen Rates, Vertrauter von Pre-
mierminister Chamberlain und schon bald Außen-
minister— am 19. November 1937 Hitler zu verste-
hen gegeben hatte, daß bei Danzig, Österreich und
der Tschechoslowakei England nur daran interes-
siert sei, „daß diese Änderungen im Wege friedli-
cher Evolution zustandegebracht würden und daß 
Methoden vermieden würden, die weitergehende
Störungen ... verursachen könnten“70), während
im Innern die 5. Kolonne der nach wie vor illegalen
Nationalsozialisten ihre Aktivitäten verstärkte.

Die Ablösung der Generäle Blomberg und Fritsch
und der Wechsel an der Spitze des Auswärtigen
Amtes (Neurath wurde durch Ribbentrop ersetzt)
Anfang Februar 1938 machten deutlich, daß Hitler
entschlossen war, den ersten Schritt auf jenem Weg
zu gehen, den er in seiner Rede vom 5. Novem-
ber 1937 aufgezeigt hatte, und dabei notfalls auch
Gewalt anzuwenden. Hitler war nunmehr unum-
schränkter Herrscher über die Wehrmacht.

In Österreich ist diese Entwicklung damals nicht
erkannt worden — übrigens auch nicht von den
Gegnern dieser Politik im Reich —, sonst wäre
Schuschnigg wohl kaum zu jenem Treffen mit Hitler
am 12. Februar in Berchtesgaden bereit gewesen,
das Papen und die österreichischen Nationalsoziali-
sten eingefädelt hatten. Wenn der österreichische
Kanzler gehofft hatte, bestehende Differenzen klä-
ren und Zeit gewinnen zu können, so gab es für ihn
ein böses Erwachen. Hitler diktierte dem sowieso
nicht besonders nervenstarken Schuschnigg ein auf
drei Tage befristetes Ultimatum, die österreichi-
sche Außen-, Militär-, Wirtschafts- und Pressepoli-
tik der deutschen anzupassen, den Nationalsoziali-
sten Betätigungsfreiheit und Amnestie zu gewähren
und einen ihrer Gemäßigten, Seyß-Inquart, zum
Innenminister mit unbeschränkter Polizeikompe-
tenz zu ernennen. Für den Fall der Ablehnung
drohte er mit dem Einmarsch der Wehrmacht — ein
Bluff, da dafür die Vorbereitungen noch nicht be-
gonnen hatten.

Schuschnigg kapitulierte, zumal auch von außen
keine Hilfe zu erwarten war. Dies war im Grunde
schon der Anfang vom Ende, das dann doch schnel-
ler als erwartet kam. Der Anschluß lag damals „in
der Luft“; wenige Tage nach Berchtesgaden setzte
eine wilde Kapitalflucht ins Ausland ein. Am
20. Februar 1938 hielt Hitler eine besonders in
Österreich mit Spannung erwartete Rede, die zum
erstenmal im österreichischen Rundfunk übertra-
gen wurde — auch ein Ergebnis von Berchtesga-
den. Hitler erwähnte die Unabhängigkeit Öster-
reichs dabei allerdings mit keinem Wort, wies viel-
mehr darauf hin. daß zehn Millionen Deutsche ge-
gen ihren eigenen Willen durch die Friedensver-
träge an einer Vereinigung mit dem Reich gehin-



dert würden und daß es auf die Dauer für eine
Weltmacht von Selbstbewußtsein unerträglich sei,
an ihrer Seite Volksgenossen zu wissen, denen aus
ihrer Sympathie oder ihrer Verbundenheit mit dem
Gesamtvolk, seinem Schicksal und seiner Weltauf-
fassung fortgesetzt schwerstes Leid zugefügt
werde.
Entsprechend war die Reaktion; in vielen Teilen
Österreichs folgten der Hitler-Rede nationalsoziali-
stische Demonstrationen und Freudenkundgebun-
gen: „In Wien wurde vom Rathaus die rotweißrote
Fahne gerissen und die Hakenkreuzfahne gehißt, in
Graz fühlten viele bereits .das Dritte Reich ausge-
brochen', und die österreichische Exekutive, jetzt
unter Befehl von Seyß-Inquart. schritt nicht
ein.“71)
In Linz nahm Seyß-Inquart am 2. März (mit Hitler-
Gruß) eine Parade der verbotenen SA ab; die Ver-
anstaltung wurde zu einer NS-Demonstration. die
mit Sprechchören „Ein Volk, ein Reich“, „Sieg-
Heil!“ und „Deutschland erwache, Juda verrecke!“
endete72). Ähnliche Demonstrationen folgten im
ganzen Land; die Lage wurde von Tag zu Tag kri-
tischer. In einer verzweifelten Aktion versuchte 
Schuschnigg, die Initiative zurückzugewinnen und
löste damit den letzten Akt dieses Dramas selbst
aus. Mit dem einstigen Kampfruf des Tiroler Frei-
heitshelden Andreas Hofer, „Mander, ’s ischt
Zeit!“, verkündete er am 9. März in Innsbruck auf
einer Versammlung der Vaterländischen Front die
Abhaltung einer Volksbefragung am Sonntag, dem
13. März. Die Parole sollte lauten: „Für ein freies
und deutsches, unabhängiges und soziales, für ein
christliches und einiges Österreich!“ Auch jetzt
noch hatte es Schuschnigg für notwendig gehalten,
was auch von vielen seiner Anhänger bedauert
wurde, von einem „deutschen“ Österreich zu spre-
chen.
Die ganze Aktion kam jedoch zu spät, war ange-
sichts der Politik der vergangenen vier Jahre ein 
Verzweiflungsschritt und wurde, wie der italieni-
sche Außenminister Ciano notierte, dann auch die
„Bombe“, dazu bestimmt, Schuschnigg „in der
Hand zu explodieren“; nicht umsonst hatte Musso-
lini vor einem solchen Schritt gewarnt73).
Es ist müßig, darüber zu spekulieren, was wohl
geschehen wäre, hätte die Abstimmung stattgefun-
den. Hitler und seine Paladine, die wußten, wie die 
Ergebnisse von Volksabstimmungen in Diktaturen
auszusehen hatten, befürchteten wohl zu Recht,
daß Schuschnigg eine überzeugende Mehrheit zu-
standebekommen hätte, auch wenn — oder wohl

gerade weil — es keine Wählerlisten gab (seit acht
Jahren hatten keine allgemeinen Wahlen mehr
stattgefunden); Wahlbetrug wäre also möglich ge-
wesen ) .74

Der 10.. 11. und 12. März waren dann von Chaos.
Kompetenz- und Entscheidungswirrwarr in Wien
gekennzeichnet, wobei der 11. März zum entschei-
denden Tag wurde. Die Chronologie der wichtig-
sten Ereignisse ist inzwischen weitgehend bekannt;
sie stellt sich in Kurzfassung folgendermaßen
dar75): Am Vormittag des 10. März reagierte Hitler
auf Schuschniggs Rede; er befahl, das „Unterneh-
men Otto“, d. h. den Einmarsch in Österreich, für
den 12. März vorzubereiten; um 18.30 Uhr wurde
der entsprechende Mobilisierungsbefehl erteilt;
Glaise-Horstenau, der sich zufällig in Deutschland
aufhielt, wurde beauftragt, sofort nach Wien zu-
rückzukehren und Schuschnigg ultimativ aufzufor-
dern, die Volksbefragung zu verschieben. Ein Er-
folg dieser Befragung schien sicher, als am Morgen
des 11. März das Zentralkomitee der Revolutionä-
ren Sozialisten die Arbeiter aufforderte, mit „Ja“ zu
stimmen76).

Dem folgten an diesem Tag gleich drei Ultimaten
der österreichischen Nationalsozialisten in Wien —
jeweils nach Rücksprache mit Berlin:

1. Um 10.00 Uhr wurde Schuschnigg von Seyß-
Inquart und Glaise-Horstenau unter Androhung ih-
res Rücktritts — was den Bruch des Berchtesgade-
ner Abkommens bedeutet und Hitler den offiziellen
Grund zum militärischen Einschreiten gegeben
hätte — aufgefordert, die Volksbefragung abzuset-
zen; Schuschnigg akzeptierte um 11.30 Uhr.

Um 13.00 Uhr unterzeichnete Hitler die Weisung
Nr. 1 für den Einmarsch am 12. März. Sollte es zum
Widerstand kommen, so sollte dieser „mit größter
Rücksichtslosigkeit durch Waffengewalt“ gebro-
chen werden77).



2. Wenige Minuten nach 13.00 Uhr folgte dann das
auf 17.30 Uhr befristete zweite Ultimatum von
Seyß-Inquart: Rücktritt des Kabinetts und Neubil-
dung durch ihn. Fast gleichzeitig begann in den 
Städten und Ländern die Machtübernahme durch
die Nationalsozialisten; das alte Regime brach na-
hezu wiederstandslos zusammen. Als in dieser Si-
tuation diplomatische Anfragen in Paris. London
und Rom deutlich machten, daß von dort keine
Hilfe zu erwarten war. trat Schuschnigg um 16.00
Uhr zurück. Dem folgte wenig später das

3. Ultimatum, diesmal an Bundespräsident Miklas:
bis 19.30 Uhr Ernennung von Seyß-Inquart zum
neuen Bundeskanzler, andernfalls Einmarsch der
deutschen Truppen. Während Miklas sich noch wei-
gerte. das Ultimatum anzunehmen, kapitulierte
Schuschnigg endgültig; er verabschiedete sich um
20.00 Uhr über den Rundfunk von seinen Landsleu-
ten und gab Ultimatum und Einmarschdrohung be-
kannt ). Das Bundesheer wurde angewiesen, daß
bei einem Einmarsch deutscher Truppen „kein
Schuß abzugeben“ sei und sich „die eigenen Trup-
pen nach Osten zurückzuziehen hätten“.
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Unabhängig von der Frage, wie sich die Truppen in
Vorarlberg und Tirol „nach Osten“ zurückziehen
sollten, lauten die viel interessanteren und oft ge-
stellten Fragen: „Warum ist kein Befehl zum mili-
tärischen Widerstand gegeben worden?“ und „Was
wäre dann geschehen?“ Die zweite Frage kann der
Historiker nicht beantworten; die erste Frage kann
ernsthaft wohl nur so beantwortet werden, daß in
der konkreten Situation jenes 11./12. März unmit-
telbar vor bzw. nach der Machtübernahme der Na-
tionalsozialisten jede politische Grundlage für ei-
nen solchen Befehl bzw. für dessen Durchführung
fehlte; und im übrigen wollte diese österreichische
Führung kein „deutsches Blut“ vergießen.

In der Diskussion um einen möglichen Widerstand
ist hier oftmals der Wunsch der Vater des Gedan-
kens. Es gab keinen politischen Willen für einen
solchen Schritt, es gab keine funktionsfähige Regie-
rung mehr, die Truppe war von „illegalen Elemen-
ten“, sprich Nationalsozialisten, durchsetzt, und die
Nationalsozialisten hatten praktisch schon die
Macht im Lande übernommen. Am 11. März um
23.00 Uhr wurde Seyß-Inquart dann von Miklas
zum neuen Bundeskanzler ernannt. Obwohl der
Sieg der österreichischen Nationalsozialisten damit
vollständig war. änderte dies nichts an der von Hit-
ler um 20.45 Uhr unterzeichneten Weisung Nr. 2.
am 12. März bei Tagesanbruch mit dem Einmarsch
zu beginnen; die letzte Ungewißheit auf Seiten Hit-
lers wurde am späten Abend beseitigt, als aus Rom

mitgeteilt wurde. Mussolini habe nichts gegen die
Aktion79).

Jubel und Begeisterung der Österreicher beim Ein-
marsch der deutschen Truppen am Vormittag des
12. März übertrafen alle Erwartungen auf deut-
scher Seite und trugen mit zu Hitlers Entschluß bei.
den Anschluß Österreichs sofort und vollständig 
durchzuführen, ohne die zunächst beabsichtigte
Übergangsregelung abzuwarten. Seyß-Inquart
blieb es vorbehalten, als letzten Akt seiner zweitä-
gigen Kanzlerschaft am 13. März das Gesetz über
die „Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deut-
schen Reich“ zu unterzeichnen, in dem der Artikel
1; „Österreich ist ein Land des Deutschen Reiches“
in fataler Weise an das Jahr 1918 erinnerte, obwohl
doch alles ganz anders war.

Neben Begeisterung. Jubel, Zustimmung, Hoff-
nung auf bessere Zeiten und viel Opportunismus
gab es damals auch Österreicher, die mit dem. was
da geschah, nicht einverstanden waren — auch
wenn sie weitgehend unbemerkt blieben, denn
Himmlers Schergen griffen schnell zu; was blieb,
waren die Jubelbilder und Hitler auf dem Helden-
platz. Und wo noch Skepsis war, wurde diese in den
Wochen bis zur Volksabstimmung am 10. April un-
ter einem bisher nicht dagewesenen Propaganda-
feldzug erstickt — nicht ohne Zutun der Österrei-
cher selbst.

So begrüßten es die katholischen Bischöfe, „daß
durch das Wirken der nationalsozialistischen Bewe-
gung die Gefahr des alles zerstörenden gottlosen
Bolschewismus abgewehrt wurde“, und wollten
„dieses Wirken für die Zukunft mit ihren besten
Segenswünschen (begleiten)“; Kardinal Innitzer
unterzeichnete mit „Heil Hitler“80). Karl Renner
erklärte am 2. April: „Obschon nicht mit jenen
Methoden, zu denen ich mich bekenne, errungen,
ist der Anschluß nunmehr doch vollzogen, ist ge-
schichtliche Tatsache; und diese betrachte ich als
wahrhafte Genugtuung für die Demütigungen von
1918 und 1919, für St. Germain und Versail-
les ... Als Sozialdemokrat und somit als Verfechter
des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen, als er-
ster Kanzler der Republik Österreich werde ich mit
.Ja' stimmen.“81)

Wer sollte als Katholik oder Sozialist bei solchen
„Vorgaben“ noch mit „Nein“ stimmen? Entspre-



chend war denn auch das Ergebnis. Auf die Frage:
„Bist Du mit der am 13. März 1938 vollzogenen
Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen
Reich einverstanden und stimmst Du für die Liste
unseres Führers Adolf Hitler?“ ) gab es in Öster82 -
reich 4.453.772 = 99.73% Ja-Stimmen, 11.929
Nein-Stimmen und 5.776 ungültige Stimmzettel (in
Deutschland 44.362.667 = 99,02% Ja-, 440.429
Nein-Stimmen; die Abstimmung galt gleichzeitig
als Wahl zum Reichstag). Dabei ist wohl davon aus-
zugehen, daß es Wahlfälschungen im großen Stil
nicht gab — dies war unter den gegebenen Umstän-
den in der Tat auch gar nicht nötig83).
Bei vielen Österreichern trat die Ernüchterung
dann aber schon bald ein. Hitler hatte die österrei-
chischen Nazis nie besonders gemocht, und so über-
nahmen Nationalsozialisten aus dem „Altreich“
führende Positionen in Österreich. Und daß im er-
sten Flugzeug, das am 12. März in Wien um 4.30
Uhr landete, u. a. Heinrich Himmler. Reichsführer
SS und Chef der deutschen Polizei, sowie SS-Grup-

penführer Reinhard Heydrich. Chef des Sicher-
heitsdienstes (SD), gewesen waren, hatte auch
seine Bedeutung: Bis Dezember befanden sich rd.
21.000 Menschen in „Schutzhaft“; es gab systema-
tischen Terror, Racheakte und schlimme antisemi-
tische Ausschreitungen — auch dies war nur mög-
lich, weil der Antisemitismus in Österreich tief ver-
wurzelt war.

Der Name „Österreich“ und die Traditionen des
Landes wurden schon bald ausgelöscht; aus Öster-
reich wurde erst die „Ostmark“, dann „Alpen- und
Donaugaue“; von der Höhe seiner reichen Kultur
sank es in den Provinzialismus ab. Dies wollte von
jenen, die am 10. April 1938 mit „Ja“ gestimmt hat-
ten, wohl niemand, genausowenig wie sie Krieg
wollten. Die meisten Österreicher taten in diesem
Krieg zwar ihre „Pflicht“ bis zum bitteren Ende,
aber für viele galt auch das, was der Sozialdemokrat
und spätere österreichische Bundespräsident Adolf
Schärf einem Vertreter des deutschen Widerstan-
des im Frühjahr 1943 sagte: „Der Anschluß ist tot,
die Liebe zum Deutschen Reich ist den Österrei-
chern ausgetrieben worden.“84)



Michael Gehler

Der „Anschluß“ von 1938 und die
internationalen Reaktionen

I. Die Zeit vor dem „Anschluß“ im Überblick

Am 12. November 1918 wurde von der provisori-
schen Nationalversammlung in Wien einstimmig
ein Gesetz über die Staats- und Regierungsform
Österreichs einstimmig verabschiedet, welches in
Artikel besagte, daß „Deutsch-Österreich“ Be2 -
standteil der „Deutschen Republik“ sei. Bei den
Verhandlungen zum Friedensvertrag von St. Ger-
main mußte die österreichische Delegation jedoch
die Bedingungen der Siegermächte akzeptieren, die
den Anschluß an das Deutsche Reich untersagten.
Die österreichische Nationalversammlung stimmte
am 10. September 1919 zwar für die in Paris getrof-
fenen Vereinbarungen, allerdings unter einstimmi-
gem Protest1)- Der neue Staat konnte kaum eine
weitgehende Zustimmung erwarten, da in großen
Teilen der Bevölkerung und in fast allen politischen
Lagern Anfang der zwanziger Jahre der Anschluß-
gedanke weit verbreitet war. Die junge Republik
hatte zudem schwere Wirtschaftskrisen zu beste-
hen. die ihre Existenz wiederholt ernstlich in Frage
stellten. Österreich wurde abhängig von Lebens-
mittellieferungen und Hilfsaktionen des Auslandes
sowie von hohen Krediten durch Anleihen des Völ-
kerbundes. der bei seinen Unterstützungen apodik-
tisch voraussetzte, daß der politische Status quo
unangetastet bleiben sollte2). Versuche, sich diesen
Auflagen zu entziehen, wie etwa das Projekt einer
deutsch-österreichischen Zollunion 1931. scheiter-
ten am Widerstand Frankreichs und der Kleinen
Entente3), wobei schon vor diesem Zeitpunkt die
allgemeine Anschlußeuphorie in Österreich merk-
lich abgeklungen war.

Die Österreich durch den Völkerbund auferlegten
Bestimmungen versuchte Weimar-Deutschland vor
1931 vorsichtig — auf inoffiziellem Wege — zu

umgehen. Ab 1933 wurde das Anschlußverbot von
den Nationalsozialisten dann massiv propagandi-
stisch bekämpft; mit Pressionen aller Art wurde der
„Anschluß“ forciert. Die von Hitler verfügte 1000-
Mark-Sperre für Reisen deutscher Urlauber nach
Österreich, die diesen Betrag beim Grenzübertritt
zu entrichten hatten, bedeutete einen weiteren
schweren Schlag für die Wirtschaft des mittlerweile
autoritär geführten „Ständestaates“4). DerNS-Ter-
ror in Österreich fand am 25. Juli 1934 seinen Hö-
hepunkt, als Mitglieder einer illegalen österreichi-
schen SS-Standarte in das Bundeskanzleramt ein-
drangen und Kanzler Dollfuß ermordeten.

Nach dem Scheitern des dilettantisch vorbereiteten
Putsches zeigte sich Hitler zurückhaltend, zumal
Mussolini Truppen in der Stärke von fünf Divisio-
nen am Brenner sowie an der Grenze Kärntens auf-
marschieren ließ und der faschistisch gelenkten
Presse grünes Licht für eine heftige Kampagne ge-
gen Deutschland gab. Die Ereignisse des Putsches5)
und die internationalen Reaktionen hatten Hitler
gezeigt, daß allein Italien eine verläßliche Stütze für
die österreichische Unabhängigkeit bieten konnte.
England und Frankreich zeigten sich auf der Drei-
Mächte-Konferenz in Stresa am 14. April 1935 mit
Italien zwar zu einer gemeinsamen Deklaration
zugunsten der Selbständigkeit Österreichs be-
reit. doch bei Besuchen des neuen Bundeskanzlers
Schuschnigg in Paris und London im Februar 1935
war schon deutlich geworden, „daß die Westmächte
in der Österreich-Frage Italien den Vortritt und
eine Art Mandat zur Aufrechterhaltung der öster-
reichischen Unabhängigkeit“ überlassen wollten.



Ein Jahr später sollte sich aber erweisen, daß Italien
als Schutzmacht für Österreich nicht mehr in Frage
kam. Mussolinis Krieg in Abessinien gab „dem
Schicksal Österreichs eine entscheidende Wen-
dung“6). Infolge der engen Bindung an Italien
nahm Schuschnigg nicht an Sanktionen des Völker-
bundes gegen Mussolini teil, bewirkte damit jedoch
eine schwere Verstimmung im Westen. Da NS-
Deutschland sich im Abessinien-Konflikt voll hin-
ter Italien stellte, war Mussolini Hitler gegenüber
verpflichtet. Zugeständnisse in der Österreichfrage
zu machen. Als Schuschnigg im Frühjahr 1936 Mus-
solini traf, ließ der Duce keinen Zweifel mehr
daran, wieviel ihm an einem Ausgleich Österreichs
mit dem Deutschen Reich gelegen war. Da ein
energisches Eintreten Englands für die österreichi-
sche Eigenstaatlichkeit nach dem deutsch-briti-
schen Flottenabkommen vom Juni 1935 kaum mehr
zur Diskussion stand und Italien von der Unterstüt-
zung (Kohlelieferungen) Hitlers abhängig wurde,
bemühte sich Schuschnigg um die Kontaktauf-
nahme mit Berlin. Am 11. Juli 1936 erfolgte die
Unterzeichnung eines Vertrages zwischen Öster-
reich und Deutschland, welcher sich in der Folge-
zeit als erster Schritt zur Gleichschaltung Öster-
reichs entpuppte.

Mit dem „Juli-Abkommen“ begann die NS-Expan-
sionspolitik Konturen anzunehmen, wenngleich die
Vereinbarung auch nach außen hin als Sieg der Ent-
spannung in Europa gefeiert wurde7). De facto war
die Frage des österreichischen Nationalsozialismus
jedoch nicht gelöst, die innenpolitische Spannung
nicht beseitigt worden und Italien als Protektor
Österreichs weggefallen, denn das Abkommen er-
leichterte es Hitler, am 25. Oktober 1936 mit Mus-
solini einen Freundschaftsvertrag abzuschließen.
Im November 1936 trat Mussolini dem Antikomin-
ternpakt bei. und ein Jahr später konnte Hitler bei
einem Deutschlandbesuch Lord Halifax’ den Ein-
druck gewinnen, daß England bei einem eventuel-
len deutschen Vorgehen gegen Österreich nicht mi-
litärisch eingreifen würde. Die Artikel 80 und 88
der Verträge von Versailles und St. Germain unter-
sagten zwar einen Anschluß, doch verloren sie nach
und nach an Bedeutung, so daß zwischen den euro-
päischen Mächten 1936/37 keine wirksame Verein-
barung, geschweige denn so etwas wie eine Garan-
tieerklärung — wie beispielsweise die Englands für 
Polen 1939 — zum Schutze der staatlichen Integri-
tät Österreichs getroffen wurde.

Den radikalen Nationalsozialisten in Österreich
ging das „Juli-Abkommen“ und die beabsichtigte
Einbindung der „nationalen Opposition“ in stände-
staatliche Organisationen nicht weit genug, da ih-
nen auf diese Weise der angestrebte „Anschluß“
auf die lange Bank geschoben schien. Mit verstärk-
ten illegalen Aktivitäten versuchten sie 1937/38, die
Übereinkunft zu torpedieren und Hitler Vorwände
zur Intervention zu liefern. Während sich der in-
nen- und außenpolitische Handlungsrahmen Öster-
reichs weiter verengte, nahm in Berlin die Ent-
schlossenheit zu, die Österreichfrage — wenn nötig 
auch gewaltsam — zu lösen. Auf einen Rat Pa-
pens8), der nach dem Juli 1934 als „außerordent-
licher Gesandter und bevollmächtigter Minister in
besonderer Mission“ in Wien tätig war, entschloß
sich Schuschnigg, die Krise durch eine direkte Aus-
sprache mit Hitler zu entschärfen. Er versuchte,
Zeit zu gewinnen, bis sich die außenpolitische Lage
zugunsten Österreichs verändert haben würde, um
so den „Anschluß“ zu verhindern.

Am 12. Februar 1938 kam es in Berchtesgaden zu
dem Treffen. Durch die Anwesenheit höchster
Wehrmachtskommandeure unter Druck gesetzt
und von Hitler massiv bedroht, blieb Schuschnigg
nur noch die Zustimmung zu den neuen Forderun-
gen des „Führers“. Die getroffenen Vereinbarun-
gen enthielten das Versprechen, den Nationalsozia-
listen Seyß-Inquart9) in die Regierung zu berufen
und ihm das Innenministerium zu überlassen. Mit-
arbeiter Seyß-Inquarts in den staatlichen Bundes-
pressedienst aufzunehmen sowie ferner die Intensi-
vierung des gegenseitigen Wirtschaftsverkehrs, die
Auswechslung des Generalstabchefs des Bundes-
heeres, einen planmäßigen Offiziersaustausch, re-
gelmäßige Besprechungen des Generalstabs und
die Möglichkeit der legalen Betätigung der Natio-
nalsozialisten in Österreich im Rahmen der Vater-
ländischen Front durchzuführen bzw. zu gewährlei-
sten10).

Mit diesem Abkommen war die innere Gleichschal-
tung Österreichs praktisch so gut wie vollzogen, der
formelle „Anschluß“ nur mehr eine Frage der Zeit.
Ein deutscher Einmarsch war im Grunde über-
flüssig geworden. Dementsprechend reagierten
die Westmächte, denen die Abmachungen von
Berchtesgaden im Detail bekannt waren. Am
17. Februar 1938 erklärte der englische Außenmi-
nister Anthony Eden, daß Großbritannien mangels
tatsächlicher Sanktionsmöglichkeiten nicht die In-
itiative ergreifen werde, um Österreichs Unabhän-
gigkeit zu sichern. Vier Tage später bekannte der
britische Premierminister Chamberlain dem italie-



nischen Botschafter Grandi, daß England Öster- ein Ergreifen von Initiativen ab, als Englands Reak-
reich für verloren ansehe. Auch Frankreich lehnte tion bekannt wurde11).

II. Der „Anschluß“ 1938

Die österreichischen Nationalsozialisten feierten
das Berchtesgadener Abkommen als Sieg. Trotz
der weitgehenden österreichischen Konzessionen
gab Hitler in einer Reichstagsrede vom 20. Februar
1938 zu verstehen, daß Deutschland nicht länger
gewillt sei, die „Unterdrückung“ von zehn Millio-
nen Deutschen an seinen Grenzen zu dulden. Nach
Berchtesgaden spitzte sich daher die politische Lage
in Österreich weiter zu. und bürgerkriegsähnliche
Zustände wie 1934 waren nicht mehr auszuschlie-
ßen. Die organisierte Arbeiterschaft bot Schusch-
nigg ihre Hilfe im Kampf gegen Hitler für ein Min-
destmaß an Zugeständnissen12) an. doch der Kanz-
ler wollte sich — obwohl schon „fünf vor zwölf“ —
nicht zu einem Bündnis mit der vom „Austrofa-
schismus“ verbotenen Linken durchringen. Damit
blieb wahrscheinlich die letzte Gelegenheit unge-
nutzt. dem Nationalsozialismus zumindest einen
partiellen Widerstand entgegenzusetzen. Schusch-
nigg sah sich Anfang März 1938 in einer ausweglo-
sen Situation und kämpfte verzweifelt um seine
Regierungsautorität. In seiner hoffnungslosen Lage
riefer am 9. März 1938 in Innsbruck zu einer Volks-
befragung für den folgenden Sonntag, den . März,
auf, bei der sich die Wähler „für ein freies und deut

13

-
sches. unabhängiges und soziales, für ein christli-
ches und einiges Österreich! Für Friede und Arbeit!
Und für die Gleichberechtigung aller, die sich zu
Volk und Vaterland bekennen“ entscheiden soll-
ten13). Der Kanzler rechnete mit 70 Prozent „Ja"-
Stimmen, nachdem auch die Sozialisten zugesagt
hatten, für ein unabhängiges Österreich zu votie-
ren. Hitler wertete Schuschniggs Plan als Bruch des
Berchtesgadener Abkommens, forderte in ultimati-
ver Form die Absetzung der Volksbefragung und
ließ Vorbereitungen für einen Einmarsch deutscher

Verbände in Österreich treffen. Obwohl Schusch-
nigg das Ultimatum erfüllte, wurde er von Berlin
zum Rücktritt aufgefordert, der kurz darauf auch
erfolgte. Mit der Regierungsbildung wurde Seyß-
Inquart betraut.

Hätte Schuschnigg eine andere Chance gehabt, als
zu kapitulieren? Militärisch gesehen, konnte das
Bundesheer in einem Feldzug gegen Hitlers moto-
risierte Wehrmacht nicht standhalten. Im März
1938 waren lediglich 5000 Mann voll ausgerüstet.
Feldmarschalleutnant Jansa, Chef des General-
stabs, hatte zwar Verteidigungspläne entworfen,
doch die Munitionsversorgung hätte höchstwahr-
scheinlich nur für zwei Tage ausgereicht14).

Am 11. März 1938 gab Hitler den Befehl zum Ein-
marsch, der in den Morgenstunden des 12. März
begann. Wesentlich war, daß Mussolini nichts un-
ternehmen und mit dem „Anschluß“ einverstanden
sein würde. Tatsächlich war am 12. März 1938
keine Macht des europäischen Staatensystems
ernsthaft bereit, sich für die Erhaltung der Unab-
hängigkeit Österreichs zu verwenden. Wie die
Westmächte reagiert hätten, wenn von österreichi-
scher Seite doch ein zumindest symbolischer Wider-
stand geleistet worden wäre, ist wohl eine der inter-
essantesten und zugleich ungelösten Fragen der
österreichischen Zeitgeschichte. Spekulativ bleibt,
ob ein solcher Widerstand den weiteren Verlauf der
Dinge entscheidend verändert hätte. Fest steht je-
denfalls. daß im März 1938 ein Widerstand gegen
den „Anschluß“ für die meisten Österreicher jen-
seits ihrer Vorstellungswelt lag. Die Mehrheit hatte
im Frühjahr 1938 mit dem „Anschluß“ etwas ande-
res verbunden, als die Erfahrungen in den folgen-
den Jahren zeigen sollten.

Noch am 11. März 1938 und dem Tag darauf trafen
einige der engsten Mitarbeiter Hitlers (Himmler,
Heydrich. Bürckel) in Wien ein und begannen so-
fort mit der „Säuberung“ Österreichs von „Volks-
verrätern und anderen Staatsfeinden“. Ein Großteil
der Österreicher bereitete den einmarschierenden
Truppen und dem später eintreffenden „Führer"
einen triumphalen Empfang. Seyß-Inquart erklärte
später in Nürnberg, er habe niemals eine derartige



Begeisterung erlebt15). Die überschwengliche Re-
aktion bei Hitlers Einzug bedeutete weniger eine
voll bewußte Zustimmung der Österreicher zur
Ideologie des Nationalsozialismus als vielmehr die
Erwartung, daß sich die unbefriedigenden wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnisse nun zum
Besseren wenden würden. Die Weltwirtschaftskrise
1929 hatte Österreich besonders schwer getroffen.
Bis 1933 war das reale Nationalprodukt auf 81 Pro-
zent vom Stand von 1913 gesunken; die Industrie-
produktion war seit der Wirtschaftskrise um 38 Pro-
zent und der Außenhandel um fast 50 Prozent zu-
rückgegangen, die Arbeitslosenzahl auf über
600.000 gestiegen. Österreich war das einzige Land
Europas, in der Zwischenkriegszeit, welches nicht
nur kein Wirtschaftswachstum, sondern sogar eine
Schrumpfung aufzuweisen hatte und 1938 immer
noch die höchste Arbeitslosenquote in Europa ver-
zeichnete, obgleich man 1937/38 am Beginn eines
Konsolidierungsprozesses stand).16

15) Gerhard Botz. Die Eingliederung Österreichs in das
Deutsche Reich. Planung und Verwirklichung des politisch-
administrativen Anschlusses 1938—1940 (Schriftenreihe des
Ludwig Boltzmann Instituts für Geschichte der Arbeiterbe-
wegung. 1). Linz 1972. S. 30. Umfassend und unübertroffen
zur Thematik: Ulrich Eichstädt. Von Dollfuss zu Hitler.
Geschichte des Anschlusses Österreichs 1933—1938 (Veröf-
fentlichungen des Instituts für europäische Geschichte
Mainz. 10). Wiesbaden 1955, S. 427 f.
16) Norbert Schausberger. Der Anschluß und seine ökono-
mische Relevanz, in: R. Neck/A. Wandruszka (Anm. 13).
S. 251 f.. 421; Norbert Schausberger. Der Griff nach Öster-
reich. Der Anschluß. Wien-München 1978.
17 ) U. Eichstädt (Anm. 15). S. 429. 431 f.; Heinrich Schön-
felder. Deutsche Gesetze. Textsammlung. Dresden 193910.
Im Zusammenhang mit dem „Anschluß“ Österreichs an das
Deutsche Reich war es freilich nicht korrekt, von einer „Wie-
dervereinigung“ zu sprechen, denn staatsrechtlich gesehen
waren diese beiden Territorien nie miteinander vereint gewe-
sen. So hätte der Begriff „Vereinigung“ ausgereicht. Im Ent-
wurf zur Moskauer Deklaration über Österreich 1943 von 
dem Briten Geoffry W. Harrison hieß es denn auch — richtig
— „Union“.

Am 13. März unterzeichnete Hitler ein Reichsge-
setz über die „Wiedervereinigung Österreichs mit
dem Deutschen Reich“. Nach seiner Verkündung
hörte Österreich — völkerrechtlich gesehen — auf,
als selbständiger Staat zu bestehen17). Das Ende des
„Ständestaates“ bedeutete gleichzeitig Entrechtung
und Verfolgung seiner Träger. Noch im März 1938
rollten die ersten Transporte mit Verhafteten ins
Konzentrationslager Dachau.
Am 10. April 1938 fand die im sogenannten Wie-
dervereinigungsgesetz vorgesehene Volksabstim-
mung statt, deren Ausgang staatsrechtlich gesehen
bedeutungslos war, denn erstens war der „An-

Schluß“ de facto bereits durchgeführt und zweitens
das Gesetz hierüber schon in Kraft. Von fast vier-
einhalb Millionen Stimmberechtigten gaben gleich-
wohl 99,7 Prozent — ein für totalitäre Systeme typi-
sches Ergebnis — ihr „Ja“ zum „Anschluß“. Eine
freie Vorbereitung der „Wahl“ war kaum möglich,
denn nahezu alle namhaften Funktionäre der „Va-
terländischen Front“, der Sozialisten und der Kom-
munisten waren schon vor der Abstimmung von der
Gestapo verhaftet worden. So fehlte neben einer
echten Alternative für die Wähler auch die politi-
sche Opposition. Es gab keine Möglichkeit, öffent-
lich Gegenpropaganda zu betreiben. Die Abstim-
mung wurde zur Farce, denn man hatte über etwas
zu entscheiden, was ohnehin schon vollzogen war
und augenscheinlich nicht mehr rückgängig ge-
macht werden konnte. Für Hitler war ausschlagge-
bend, daß ein Wahlresultat vorlag, welches allen
ausländischen Einwänden entgegen gehalten wer-
den konnte18). Österreich verschwand für sieben
Jahre von der politischen Landkarte. Es war nun-
mehr ein Land des Deutschen Reiches geworden.

Der Euphorie des März und April 1938 folgte in
Österreich bald die Ernüchterung. Die österreichi-
schen „Nazis“ stimmten der Vereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen Reich im März 1938 zu,
doch waren viele mit dem Vollzug des „Anschlus-
ses“ und ihrer eigenen politischen Entmachtung,
aber auch mit ihrer vermeintlichen oder tatsächli-
chen wirtschaftlichen oder sozialen Zurücksetzung
unzufrieden. Im städtischen Kleinbürgertum, einer
der Kernschichten des Nationalsozialismus, machte
sich Unzufriedenheit breit. Görings Wirtschaftspo-
litik, die vorrangig auf Kriegsziele ausgerichtet war,
förderte vielfach nur die Produktivität und Ge-
winne der Großunternehmer; viele kleinere Be-
triebe wurden dagegen geschlossen. Der Unmut der
Österreicher richtete sich vor allem gegen „Reichs-
deutsche“. die in der staatlichen und besonders der
Wiener Bürokratie überrepräsentiert waren. Die 
Wünsche der Bauern hingegen (Entschuldung,
Kreditgewährung zur Bodenverbesserung und Me-
chanisierung, niedrige Lohnkosten und Bodenre-
formen) wurden vielfach, wenn auch mit Verzöge-
rungen. erfüllt, weswegen sich die NS-Herrschaft
relativ lange auf die Loyalität der bäuerlichen
Schichten verlassen konnte19).

18) G. Botz (Anm. 13); U. Eichstädt (Anm. 15), S. 435f.
19 ) Gerhard Botz. Der ambivalente „Anschluß“ 1938/39.
Von der Begeisterung zur Ernüchterung, in: Zeitgeschichte,
(1978/79) 1-12, S. 98ff.. 102f.



III. Die politisch-weltanschaulichen Lager und ihr Verhältnis zum „Anschluß“

Mit dem „Anschluß“ etablierte sich der Nationalso-
zialismus als alleinige politische Kraft in Österreich.
Alle anderen politisch-weltanschaulichen Gruppie-
rungen wurden aus der Öffentlichkeit verdrängt,
wobei die neuen Machthaber teilweise auf schon
vorhandene Verbotsstrukturen des „Ständestaates“
aufbauen konnten. Die Reaktionen der vier tradi-
tionellen ideologisch-politischen Strömungen auf
den „Anschluß“ lassen sich für die Zeit von 1938 bis
1945 folgendermaßen beschreiben:

Die Christlich-Sozialen. Katholisch-Konservativen
und Legitimisten, die größtenteils dem „Anschluß“
kritisch-skeptisch bis ablehnend gegenüberstanden,
strebten weiterhin die Wiederherstellung eines ka-
tholisch ausgeprägten Österreich an. das möglicher-
weise später in einer süddeutschen oder einer Do-
naukonföderation aufgehen konnte.

Die Kommunisten hielten — abgesehen von der
Zeit des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakts
von Ende 1939 bis Mitte 1941 — mehrheitlich an der
österreichischen Eigenstaatlichkeit seit 1918/19
fest.

Die Sozialisten besaßen ein gespaltenes Verhältnis
zum „Anschluß“. Ein nicht unbeträchtlicher Teil
der „Revolutionären Sozialisten“, die mit den ille-
galen Nationalsozialisten in der (Anti-)Haltung
zum „Ständestaat“ konvenierten, ließ sich von der
Begeisterungswelle im Frühjahr 1938 mitreißen,
wie auch eine Stellungnahme Karl Renners nahe-
legt. In einem Interview vom April 1938 meinte
Renner, daß die Aktion („Anschluß“ 1938) zwar
nicht mit jenen Methoden erfolgt sei, zu denen er
sich bekenne, aber der „Anschluß“ doch von ihm, 
der stets dafür gekämpft habe, als „wahrhafte Ge-
nugtuung für die Demütigungen von 1918 und 1919,
für St. Germain und Versailles“ betrachtet werde.
Als Sozialdemokrat, Verfechter des Selbstbestim-
mungsrechts, erster Kanzler der Republik
„Deutsch-Österreich“ und damaliger Präsident ih-
rer Friedensdelegation werde er bei der Volksab-
stimmung mit „Ja“ stimmen20). Mit dem Kriegsaus-
bruch wurde die Stellung der Sozialisten zum „An-
schluß“ ambivalenter. Einerseits verfolgten sie bis
etwa 1943 noch das Ziel einer gesamtdeutschen,
dann gesamteuropäischen Revolution, in der Öster-
reich aufgehen sollte. Andererseits entwickelte sich

bei manchen von ihnen eine Abneigung gegen die
als Herren auftretenden Deutschen, wobei in dieser
Frage zwischen Sozialisten in der Emigration und
jenen, die nach 1938 im Lande verblieben waren,
unterschieden werden muß.

Bei letzteren kristallisierte sich immer stärker die
Auffassung heraus, daß der Anschlußgedanke
durch die nationalsozialistische Zwangsherrschaft
diskreditiert worden sei. Die sozialistische Emigra-
tion hingegen war dem „Anschluß“ als solchem
nicht abgeneigt gewesen. Man hoffte auf eine ge-
samtdeutsche Revolution und eine allgemeine Stär-
kung der Bewegung durch das großdeutsche sozia-
listische Lager. Nach Bekanntwerden der Mos-
kauer Deklaration 1943 über die Wiederherstellung
der Unabhängigkeit Österreichs betrachteten es die
sozialistischen Emigranten als eine ihrer Hauptauf-
gaben. „die Freiheit der Entscheidung des österrei-
chischen Volkes über sein Schicksal, die nach dem
Sturz Hitlers getroffen werden muß, sicherzustel-
len“, so Friedrich Adler, Sohn des Begründers der
österreichischen Sozialdemokratie, im britischen
Exil. Hinter diesen Worten stand die Hoffnung,
daß ein freies Österreich sich vielleicht wieder an
ein freies Deutschland anschließen würde. Die
Konzeptionen der „Revolutionären Sozialisten“ in
London waren auf eine Beibehaltung des „An-
schlusses“ ausgerichtet. Ihr Führer, Oscar Pollak,
der im „London Bureau of Austrian Socialists"
seine Ideen entwickelte, ging Ende 1942 noch heftig
gegen eine Annullierung des „Anschlusses“ an. In
Österreich herrschte dagegen unter den illegalen,
noch aktiven, aber isolierten Linkskräften längst
Klarheit über diese Streitfrage. Die Mehrheit ten-
dierte deutlich zu einer Ablehnung der gesamtdeut-
schen Lösung.

Schließlich zeigte sich auch ein gewisses Maß an
Unwillen bei den österreichischen Nationalsoziali-
sten selbst, die eigene Vorstellungen vom „An-
schluß“. von einer „Südostaufgabe“ und von der
kulturellen Eigenart der „ostmärkischen“ Deut-
schen entwickelten. Sie beriefen sich dabei auf Hit-
ler und forderten mehr Unabhängigkeit von den
„Reichsdeutschen“. Auch führende deutsche Na-
tionalsozialisten in Österreich, wie der Gauleiter
von Wien. Baldur von Schirach, stellten sich an die
Spitze dieser Bewegung. Mißtrauen und Abneigung
gegen Deutsche hatten unter den Österreichern
nach 1938/39 zugenommen, wenngleich die militäri-
schen Anfangserfolge und Siege das Stimmungstief
in der öffentlichen Meinung wieder kompensieren
konnten. Der Gegensatz reichsdeutsch—österrei-
chisch blieb jedoch weiter spannungsträchtig. Die-
ser Antagonismus konnte zu Zwischenfällen und



Handgreiflichkeiten führen21)- Bisher kaum gelei- Österreich könnten hierzu weitere Erkenntnisse zu-
stete Forschungen zum Alltag in der NS-Zeit in tage fördern.

IV. Die internationalen Reaktionen auf den „Anschluß“

Hitler hatte am 21. Mai 1935 eine ausdrückliche
Versicherung abgegeben, daß das Deutsche Reich
die Unverletzlichkeit und Integrität Österreichs an-
erkennen würde. Diese Abmachung wiederholte er
im „Juli-Abkommen“, als er die „Anerkennung der
vollen Souveränität Österreichs“ festlegen ließ.
Durch das Berchtesgadener Abkommen und den
am 11. März 1938 gegebenen Befehl zum Ein-
marsch in Österreich wurden diese Versprechen
gebrochen. Neben diesen beiden Garantien Hitlers
an Schuschnigg verletzte NS-Deutschland mit dem 
„Anschluß“ — völkerrechtlich gesehen — fünf wei-
tere bindende internationale Bestimmungen (die
Haager Abkommen zur friedlichen Regelung inter-
nationaler Streitfälle von 1899 und 1907. das Haa-
ger Abkommen III über die Eröffnung der Feind-
seligkeiten von 1907, Artikel 80 des Friedensver-
trags von Versailles und den Briand-Kellogg-
Kriegsächtungspakt von 1928). Die militärische Be-
setzung Österreichs und die nachfolgende Anne-
xion waren neben der Verletzung der angeführten
völkerrechtlichen Verträge und zwischenstaatli-
chen Abkommen auch ein Bruch des „ius cogens“,
des zwingenden Völkerrechts. Die Ultimaten an die
österreichische Staatsführung, der Einmarsch der
Wehrmacht und der damit vollzogene „Anschluß“
belasteten die internationalen Beziehungen des
Reichs schwer. Durch die Informationen, die
Schuschnigg laufend den ausländischen Regierun-
gen zugeleitet hatte und nicht zuletzt durch seine 
Abschiedsrede war die Weltöffentlichkeit unter-
richtet, auf welche Weise der „Anschluß“ durchge-
führt wurde. Die Reaktionen des Auslandes, die im
folgenden etwas näher betrachtet werden sollen,
blieben daher nicht aus22).

1. Italien

Nach außen reagierte Italien positiv auf den „An-
schluß“. Trotz der starken Verbundenheit mit Hit-
ler nahm man gleichwohl intern die Entwicklungen
in Österreich mit gemischten Gefühlen auf. Der
Duce war durch einen Brief Hitlers vom 11. März
informiert worden, daß sich das Deutsche Reich
vom „Juli-Abkommen“ losgesagt und seine Öster-
reichpolitik geändert habe. Von einem geplanten
Einmarsch und einer Besetzung war jedoch keine
Rede gewesen. Am Ende des Schreibens bestätigte
Hitler Mussolini gegenüber ausdrücklich die Bren-
ner-Grenze. Der Brief spiegelte Hitlers Einschät-
zung wider, daß Mussolinis Absichten noch unge-
wiß waren. Prinz Philipp von Hessen, der deutsche
Botschafter in Rom, wurde zu einem Zeitpunkt, als
das Ultimatum an Schuschnigg noch nicht beant-
wortet war, mit der Überbringung des Briefes be-
auftragt. In Rom mit einer Sondermaschine einge-
troffen, erfuhr er erst durch Außenminister Ciano,
daß die Wehrmacht Österreich besetzen würde. In 
Folge dieser Nachricht war Mussolini „zu Boden
geschmettert“, tobte vor Wut und schimpfte auf
den „maledetto tedesco“. Aus realpolitischen Er-
wägungen, um nicht die guten Beziehungen der
Achse Berlin-Rom und die italienischen Ziele in
Ostafrika und im Mittelmeerraum zu beeinträchti-
gen, mußte Mussolini gute Miene zum bösen Spiel
machen. Italien hatte seine außenpolitische Hand-
lungsfreiheit gegenüber Hitler schon weitgehend in
den Kriegen gegen Abessinien und in Spanien ver-
loren. Hinsichtlich der Spannungen im Mittelmeer
war es auf die Achse angewiesen. Aus diesen Erwä-
gungen heraus konnte Italien nicht an seiner selbst-
gewählten Rolle als Schutzmacht Wiens festhal-
ten.
Als Hitler Mussolini nach dem Einmarsch telegra-
fieren ließ, er „werde ihm das nie vergessen“, ant-
wortete der Duce: „Meine Haltung ist bestimmt
von der in der Achse besiegelten Freundschaft zwi-
schen unseren Ländern.“ Mussolinis Reaktion gab
zu erkennen, daß er weder intervenieren wollte
noch konnte. Italiens Ablehnung jeglicher Maßnah-
men war ausschlaggebend für die Reaktionen der
Westmächte. Die Passivität Mussolinis unterhöhlte
die vorher noch teilweise vorhandene Entschlossen-
heit der Franzosen und Briten, auf Hitler mehr als
nur diplomatischen Druck auszuüben. Mussolini
und Ciano hatten sich schon vor dem März 1938 auf
einen kommenden „Anschluß“ eingestellt, wollten
ihn allerdings noch für einige Zeit hinausgeschoben
wissen.



Trotz der „Achse“ herrschte in den Märztagen bei
Hitler Ungewißheit über Italiens Haltung, da er im
voraus nicht sicher damit rechnen konnte, ob Ita-
lien einen Einmarsch dulden oder gar unterstützen
würde. In Berlin wußte man allerdings noch nicht,
daß der Duce von Österreich konsultiert worden
war, daß Mussolini von der Volksbefragung abge-
raten hatte und Schuschniggs diesbezügliche Ent-
scheidung als Fehler betrachtete. Am Abend des
11. März informierte Ciano den deutschen Ge-
schäftsträger in Rom, von Plessen, über Mussolinis
Kritik am Volksbefragungsplan Schuschniggs. Wei-
terhin setzte er Plessen über den Versuch Frank-
reichs in Kenntnis, ein gemeinsames Vorgehen mit
Italien zu erörtern. Die italienische Regierung habe
jedoch dieses Ansinnen abgelehnt. Damit war die
Entscheidung gefallen23).

Mussolinis Hauptsorge galt nun der Brenner-
Grenze. Aus diesem Grunde bat er den „Führer“
um Erlaubnis, zur Beruhigung des italienischen
Volkes den Hitler-Brief vom 11. März veröffentli-
chen zu dürfen. Berlin entsprach seinem Wunsch,
lediglich einige die Tschechoslowakei betreffende
Stellen wurden ausgenommen. In seiner Reichs-
tagsrede vom 18. März 1938 dankte Hitler Musso-
lini für sein Verhalten und wiederholte ausdrück-
lich, daß die Grenzen Italien gegenüber als unver- 
letztlich angesehen würden. Obwohl die italieni-
sche Presse den „Anschluß“ wohlwollend dar-
stellte, stieß intern die Haltung des Duce nicht auf
ungeteilte Zustimmung. Das allgemeine Interesse
an der Unabhängigkeit Österreichs hatte zwar
schon lange nachgelassen, aber es bestand noch
immer. Es blieb deshalb unerklärlich, daß Musso-
lini ohne Vorbehalte den „Anschluß“ zu billigen
schien. Der frühere österreichische Militärattache
in Rom. General Liebitzky, bezeugte, daß der Ein-
marsch bei weiten Bevölkerungsteilen und selbst in
Militärkreisen Bestürzung hervorgerufen habe.

Diese ambivalente italienische Haltung zum „An-
schluß“ kam noch 1940 in einem Gespräch Cianos
mit dem US-Unterstaatssekretär Sumner Welles
deutlich zum Vorschein, als der italienische Außen-
minister meinte, keine Nation würde es sich wün-
schen, Deutschland zum Nachbarn zu haben. Es sei
nun aber Italiens Nachbar geworden und man
müsse alles tun. um mit diesem mächtigen Nach-
barn auszukommen. Ein unabhängiges Österreich
könne nur erfolgreich bestehen, wenn es eine
Chance bekomme, sich zu einer stabilen und pro-
sperierenden Nation zu entwickeln. Wenn irgend-
eine Nation die Wiedererrichtung eines unabhängi-
gen Österreichs wünsche, dann wäre dies Italien.
Diesen kritischen Worten gegenüber dem US-Poli-

tiker fügte Ciano jedoch hinzu, daß das österreichi-
sche Volk deutsch sei und niemals bereit sein
würde, zu dem Zustand der Jahre von 1918 bis 1938
zurückzukehren. Ein neues Österreich müsse die
Möglichkeit haben, ein reiches Land zu werden.
Andernfalls zöge es die große Mehrheit der Öster-
reicher vor, Teil des Deutschen Reiches zu blei-
ben24).

Diese Äußerungen Cianos zwei Jahre nach dem
„Anschluß“ zeigen, daß Italien so etwas wie eine
historische Zwangsläufigkeit in den März-Ereignis-
sen in Österreich sah. ihnen jedoch intern nur sehr
zögernd zugestimmt hatte. Nach außen freilich
wurde der „Anschluß“ als ein politisch positives
Ereignis und als große Bewährung der „Achse“
Berlin-Rom gefeiert.

2. England

Während der „Anschluß“-Tage hielt sich der neue
deutsche Außenminister Ribbentrop in England
auf. Noch als deutscher Botschafter in London
hatte er Anfang Dezember 1937 dem damaligen
Reichsaußenminister von Neurath mitgeteilt, daß
dem britischen Außenminister Eden zufolge Eng-
land einsehen würde, daß eine engere Verbindung
zwischen Deutschland und Österreich einmal kom-
men müsse. Der neue britische Außenminister.
Lord Halifax, schränkte diese Interpretationsweise
am 11. März 1938 gegenüber Ribbentrop allerdings
deutlich ein. als er betonte, daß das deutsche Dro-
hen mit Gewalt eine untragbare Vorgehensweise
sei. während Premierminister Chamberlain zu ver-
stehen gab. daß einer deutsch-britischen Verständi-
gung nichts mehr im Wege stünde, wenn die öster-
reichische Frage vernünftig, das sollte heißen: auf
friedlichem Wege gelöst würde. Die Briten ließen
Hitler gegenüber keinen Zweifel, daß ein gewaltsa-
mes deutsches Vorgehen nicht ihre Billigung finden
könne, machten aber gleichzeitig auch Schuschnigg
klar, daß sie Österreich nicht zu einem bewaffneten
Widerstand gegen das Deutsche Reich ermuntern
wollten. Die bei einer deutschen Aggression gegen-
über Österreich vorgesehene britisch-französische
Demarche in Berlin war nicht dazu gedacht.
Schuschniggs Widerstandswillen gegen Hitler anzu-
stacheln. sondern nur, um vor der Öffentlichkeit
das Gesicht zu wahren. Noch am 11. März telegra-
fierte Halifax dem britischen Botschafter in Wien,
Palairet, daß die Regierung seiner Majestät die
Verantwortung nicht übernehmen wolle, der öster-
reichischen Regierung einen Rat zu erteilen, der sie



nur in noch größere Schwierigkeiten bringen
würde, während der britische Botschafter in Berlin.
Henderson, eingestand, Schuschnigg hätte hinsicht-
lich der Volksbefragung mit einer „wahnsinnigen
Übereilung“ gehandelt.

Die britische Presse verurteilte den „Anschluß“ zu-
nächst aufs schärfste, wobei vor allem die Art der
Vorgehensweise kritisiert wurde. Der Tenor ging
dahin, die deutsch-britischen Beziehungen als stark
beeinträchtigt anzusehen, ohne diese Beeinträchti-
gungen näher zu spezifizieren. Auffallend war aller-
dings, daß man sich jeglicher Forderung nach Rück-
kehr zum Status quo ante enthielt. Berlin bekam
zwei nahezu gleichlautende Protestnoten zugestellt,
durch die der britische Botschaftsrat Kirkpatrick
und der französische Botschafter Franfois-Poncet
im Namen ihrer Regierungen „gegen die Ausübung
eines durch Gewaltanwendung unterstützten
Zwanges gegen einen unabhängigen Staat“ Ver-
wahrung einlegten. Henderson zufolge sei eine sol-
che Aktion geeignet, „die schwersten Reaktionen
auszulösen, deren Folgen vorauszusagen unmöglich
sei“.

Das britische Kabinett wurde am 12. März zu einer
Sitzung einberufen, um die Lage zu erörtern. Am
14. März fand eine heftige Unterhausdebatte über
die Vorgänge in Österreich statt. Premierminister
Chamberlain legte die Beweggründe für die Über-
reichung der Protestnote in Berlin dar. Die von Hit-
ler gewählten Methoden verdienten die schärfste
Verurteilung, denn sie hätten allen einen schweren
Schock zugefügt, die für den Frieden in Europa ein-
träten. Die Feststellung von Neuraths. England
habe kein Recht, sich für die österreichische Selb-
ständigkeit einzusetzen, wies Chamberlain zurück.
Beide Staaten seien im Völkerbund und wie
Deutschland an vertragliche Vereinbarungen zur
Erhaltung der Unabhängigkeit Österreichs gebun-
den. England sei an Mitteleuropa stark interessiert,
bemühe sich um eine größere Sicherheit und sehe 
derartige Ereignisse als Hemmnisse für die Errei-
chung dieser Ziele an. Chamberlain nahm auch auf
das Abkommen von Stresa Bezug, das im April
1935 zwischen Großbritannien, Frankreich und Ita-
lien mit dem Einvernehmen vereinbart worden war,
„sich mit allen geeigneten Mitteln jeder einseitigen
Aufkündigung von Verträgen zu widersetzen“:
„Wir waren Österreich gegenüber durch keine Ver-
pflichtung gebunden. Maßnahmen zu ergreifen,
waren aber zur Konsultation mit der französischen
und der italienischen Regierung in dem Fall ver-
pflichtet. wenn eine Aktion unternommen würde,
welche die Unabhängigkeit . . . Österreichs be-
rührte . . . Wir haben die Verpflichtung zur Kon-
sultation . . . voll erfüllt.“ Diese diplomatisch ver-
klausulierte Stellungnahme war symptomatisch für
die Haltung Chamberlains zum „Anschluß“, wenn

auch nicht für die britische Öffentlichkeit insge-
samt.

Nach der enthusiastischen Aufnahme Hitlers in
Österreich vollzog sich jedoch ein Stimmungswan-
del in der öffentlichen Meinung Großbritanniens.
Im „Observer" stand, daß der „Anschluß“ mit Zu-
stimmung eines großen Teils der österreichischen
Bevölkerung durchgeführt worden und der Frie-
densvertrag von 1919 „a work of artificial state-
craft“ gewesen sei. wortwörtlich: „. . . it was
against nature. history, geography and economics.
It could not last.“

Eindeutig negativ war die Reaktion Winston Chur-
chills. der im Unterhaus am 14. März auf seine
Weise zu den Ereignissen in Österreich Stellung
nahm: Das schwerwiegende Geschehnis des
12. März könne man nicht überschätzen. Europa
sehe sich einer geplanten Aggression gegenüber,
die klar vorausberechnet sei und stufenweise durch-
geführt würde. Es gebe nur eine Wahl — entweder
nachzugeben, wie Österreich es getan habe, oder
wirksame Maßnahmen zu ergreifen, solange man
noch Zeit habe, der Gefahr zu begegnen. Wenn
man ihr aber nicht begegnen könne, müsse man sich
mit ihr messen. Zukunftsweisend fragte Churchill:
„Wo werden wir nach zwei Jahren sein, wenn die 
deutsche Armee mit Sicherheit wesentlich stärker
sein wird wie die französische und wenn alle kleinen
Nationen die Flucht aus Genf ergriffen haben . . .
Was wird unter diesen Umständen aus dem Mäch-
tegleichgewicht, aus der sogenannten Kleinen En-
tente?“ Es war sicherlich nicht schwer, in der Oppo-
sition die Dinge deutlicher beim Namen zu nennen
und zu erkennen, daß die Tschechoslowakei nach
dem „Anschluß“ isoliert und wohl das nächste Op-
fer sein würde. Churchill machte sich keine Illusio-
nen über die Absichten Hitlers und schätzte die neu
entstandene Situation und ihre Folgen richtig ein.
Er sah mit einer beachtlichen Klarheit die Gefahr
für den europäischen Frieden (und die Stellung des
Westens), die sich daraus ergab, daß sich Hitler mit
dem „Anschluß“ nicht begnügen würde.

Lord Halifax stellte dagegen im House of Lords am
15. März fest, daß die britische Regierung niemals
angenommen hätte, daß der Status quo in Öster-
reich für alle Zeiten aufrechterhalten werden
könne. Daher rühre auch ihre Bereitschaft, eine
Revision des Friedensvertrages in Erwägung zu zie-
hen. Halifax wehrte sich gegen die Unterstellung,
wonach er Hitler zu einem gewaltsamen Vorgehen
gegen Österreich ermutigt hätte. Er habe im Ge-
genteil darauf hingewiesen, daß Änderungen in Eu-
ropa nicht durch Gewalt durchgeführt werden soll-
ten. Das Verhalten Hitlers habe dem Vertrauen
Europas gegenüber Deutschland „den härtesten
und schwersten Stoß versetzt“. Gleichzeitig gestand
er ein, daß es keinen Zweck habe, die Österreich-
Frage vor den Völkerbund zu bringen. Nur ein



Krieg könne eine Änderung herbeiführen. Dazu
seien jedoch seine Mitglieder nicht bereit25).

Am 2. April überreichte Henderson Ribbentrop
zwei Noten. Die erste enthielt die Entscheidung
Londons, am 15. April die britische Gesandtschaft
in Wien zurückzuziehen und in ein Generalkonsulat
umzuwandeln. In der zweiten Note wurde darauf
verwiesen, daß sich die Regierung „naturgemäß
ihre Stellungnahme zu den Fragen Vorbehalten
muß, die sich daraus ergeben, daß Österreich auf-
gehört hat. als unabhängiger souveräner Staat zu
bestehen“. Ribbentrop erkundigte sich daraufhin
bei Henderson, wie diese Vorbehalte zu verstehen
seien. Henderson erwiderte, die britische Regie-
rung erkenne die Vereinigung Österreichs mit
Deutschland an, Vorbehalte würden sich lediglich
auf Zoll-, Handels- und Konsulatsfragen bezie-
hen26). Aus alledem war zu ersehen, daß die Öster-
reichfrage für die britische Regierung kein Thema
mehr war. Wenn man auch sehr aufgebracht war
über die Art, in der sich der „Anschluß“ vollzog, so
hatte London Österreich im März 1938 doch sich
selbst überlassen.

3. Frankreich

Das Anschlußverbot im Friedensvertrag von St.
Germain-en-Laye war in erster Linie von Frank-
reich durchgesetzt worden, das damit eine dau-
ernde politische und wirtschaftliche Schwächung
Deutschlands beabsichtigte. Das Frankreich der
Zwischenkriegszeit verlor jedoch in den dreißiger
Jahren zunehmend seinen bisherigen Einfluß auf
das Bündnissystem in Ost- und Zentraleuropa und
mußte eine immer stärkere Orientierung an Eng-
land in Kauf nehmen. Diese außenpolitische Hand-
lungsschwäche führte zu einer verstärkten Einbin-
dung Frankreichs in die britische Appeasementpo-
litik. Aus den Analysen der französischen Haltung
zur Österreichfrage durch den österreichischen Ge-
sandten in Paris, Vollgruber, ging hervor, daß
Frankreich ein eventuelles Vorgehen Deutschlands
gegen Österreich nur dann hinnehmen würde, wenn
sich England oder Italien nicht an einer militäri-
schen Aktion gegen Hitler beteiligten. Da mit Ita-
lien nicht zu rechnen war — Ciano weigerte sich,
sich mit dem französischen Botschafter in Rom.
Blondel, in den Märztagen 1938 über die Öster-
reichfrage ins Einvernehmen zu setzen — und da
England seine Verständigungsbereitschaft gegen-
über Hitler nicht aufgeben wollte, entfielen aus-
schlaggebende Voraussetzungen eines entschiede-

nen französischen Eintretens für Österreich. Ob-
wohl also eine französisch-britisch-italienische Ver-
ständigung in dieser Frage im Frühjahr 1938 nur
minimale Chancen hatte, wurde der französische
Gesandte in Wien, Puaux, zu ihrem kategorischen
Verfechter. Seine Möglichkeiten waren jedoch nur
sehr begrenzt, zumal während der „Anschluß"-
Tage in seiner Heimat eine Regierungskrise ausge-
brochen war, welche zu weiterer Unsicherheit und
Ratlosigkeit gegenüber den Ereignissen in Öster-
reich führte.

Die französische Presse bezeichnete den „An-
schluß“ als schweren Schlag für Paris. Sie machte
Mussolini Vorwürfe, daß er sich einer gemeinsamen
Aktion gegen Deutschland versagt hätte. Außenmi-
nister Delbos hatte noch am 17. Februar 1938 Eng-
land den Vorschlag einer gemeinsamen Demarche
in Berlin zur Manifestierung der Unabhängigkeit
Österreichs unterbreitet. Das Konzept des Quai
d’Orsay umfaßte dabei zwei Strategien: Zum einen
eine Politik der Stärke gegen Berlin mit Androhung
von Konsequenzen für den Fall eines Coup de
force, zum anderen Unterstützungsmaßnahmen für
Schuschnigg.

Nach der Entscheidung Englands, nicht militärisch
gegen Hitler vorzugehen, wurde auch Frankreich
zurückhaltender. Die französische Regierung
schloß nun ebenfalls die Anwendung militärischer
Mittel aus und richtete eine der britischen ähnlich
lautende Protestnote nach Berlin. Wenn sie eine
deutlichere Sprache gegenüber Hitler anschlug, so
war dies nur deklamatorisch als abschreckende
Maßnahme gedacht. Paris hatte mit einer Politik
der starken Worte versucht, seine Mißbilligung ge-
genüber Hitlers Aggression auszudrücken, doch
ernsthaft konnte es nicht annehmen, daß deswegen
der deutsche Diktator auf den „Anschluß“ verzich-
ten würde27).

Von den drei ehemaligen Stresa-Partnern war von
Frankreich am wenigsten Hilfe für Österreich zu
erwarten. Die französische Regierung verfügte
über eine nur sehr eingeschränkte Handlungsfrei-
heit: Seit dem 10. März, dem Beginn der Regie-
rungskrise, war das Kabinett Chautemps im Rück-
tritt begriffen, lediglich noch mit den laufenden
Geschäften befaßt und nicht mehr imstande, sich
mit zukünftigen Problemen zu befassen, ge-
schweige denn konkrete Lösungen hierfür anzubie-
ten. Die Regierung Leon Blum-Boncour, die der
von Chautemps nachfolgte, begnügte sich damit,
die schon erwähnte Note nach Berlin zu schicken.
In Paris herrschte eine vorübergehende Erregung,
aber dann hatte man alles — wenn auch unwillig —



akzeptiert; der „Anschluß“ wurde durch die franzö-
sische öffentliche Meinung schneller anerkannt als
die Besetzung des Rheinlandes zwei Jahre zuvor.
Frankreich trat also fortan nicht mehr ernsthaft für 
Österreich ein. Die Hauptsorge galt nun vor allem
der Tschechoslowakei. Die neugebildete Regierung
Daladier gab eine Deklaration ab, daß Frankreich
seine Verpflichtungen gegenüber der Tschechoslo-
wakei einhalten werde, wobei intern längst klar
war, daß Frankreich diesem Land keine direkte
Hilfe zukommen lassen konnte. In dieser Erklärung
war Österreich gar nicht mehr erwähnt, vielmehr
wandelten die Franzosen ihre Wiener Gesandt-
schaft nach britischem Muster in ein Generalkonsu-
lat um. womit der „Anschluß“ durch die neue fran-
zösische Regierung nach außen hin seine Bestäti-
gung fand28).

2) Georges Bonnet. Le Quai d’Orsay sous trois Republiques
1870-1961. Paris 1961. S. 180ff.. 182. 187; U. Eichstädt
(Anm. 15). S. 439.

N) K. Schuschnigg (Anm. 24). S. 355; U. Eichstädt
(Anm. 15). S. 439 ff.

4. Die Vereinigten Staaten von Amerika

In den USA zeigte man sich zwar wegen der Öster-
reich-Krise Anfang 1938 besorgt, doch Außenmini-
ster Hull erklärte, daß die USA nicht die Absicht
hätten, irgend etwas zu unternehmen. Es habe sich
nichts ereignet, was Washington direkt angehe. Die
Regierung — so Hull — habe auch keinen mäßigen-
den Einfluß auf das Deutsche Reich auszuüben ver-
sucht. Man sei zwar der Meinung, daß eine Mehr-
heit der Österreicher der deutschen Politik ableh-
nend gegenüber gestanden habe, aber jetzt sei of-
fenbar die Mehrheit in Österreich mit der neuen
Lage einverstanden. Hull gab sich mit den Versi-
cherungen des deutschen Botschafters in den USA.
Dieckhoff, zufrieden, daß nach dem „Anschluß“
keinerlei Ursachen mehr für eine militärische Aus-
einandersetzung in Europa bestünden. In Washing-
ton sah man den „Anschluß“ aus der Perspektive
der Revision der Pariser Friedensordnung von
1919. Hinzu trat die Überzeugung, daß zwischen
Deutschen und Österreichern keine nationalen Un-
terschiede bestünden; außerdem maß man auch ei-
ner eigenständigen wirtschaftlichen Lebensfähig-
keit Österreichs keine große Bedeutung bei.
Bis zum 14. März hatte die amerikanische Presse im
ganzen eher deutschfreundlich berichtet, danach
setzte jedoch ein deutlicher Meinungsumschwung
ein. Der „Anschluß“ wurde offen kritisiert, als nä-
here Details bekannt wurden. Das Vorgehen Hit-
lers wurde scharf verurteilt, nachdem die Zeitungen
über Mißhandlungen von Juden, ihre fristlose Ent-
lassung aus allen wichtigen Stellungen, die Maßnah-
men gegen katholische Geistliche, die Verhaftun-
gen von Schuschnigg-Anhängern und Linksopposi-
tionellen berichteten. Auch das State Departement
verhielt sich den deutschen Diplomaten gegenüber
kühl und reserviert. Dieckhoff führte den Stim-

mungswandel auf ein Eingreifen des Präsidenten
Roosevelt zurück, der wegen befürchteter Verwick-
lungen in Europa besorgt sei. Ferner sei das ameri-
kanische politische Klima stark von London beein-
flußt worden. Nach einiger Zeit beruhigte sich die
amerikanische Öffentlichkeit, nachdem die positi-
ven Bekenntnisse des österreichischen Klerus und
des Sozialisten Renner zum „Anschluß“ bekannt
wurden. Durch die Umwandlung der Gesandtschaft
in Wien am 6. April 1938 in ein Generalkonsulat
erkannten die USA den Anschluß implizit an. Wa-
shington gab zu verstehen, daß es der Volksabstim-
mung keine Bedeutung mehr zumesse29).

Für die Zeit bis zum Ausbruch des Zweiten Welt-
krieges sucht man in den diplomatischen Akten der
USA vergeblich nach der Österreich-Problematik.
1938 versuchte sich der Westen — trotz aller Vor-
behalte — noch mit Hitler zu arrangieren, denn der
Nationalsozialismus wurde zu diesem Zeitpunkt, im
Unterschied zum Sowjet-Bolschewismus, noch als
das kleinere Übel angesehen. Der „Anschluß“
wurde nicht zuletzt deshalb auch von den USA als
Faktum hingenommen.

5. Andere Staaten

Die Haltung anderer Staaten zum „Anschluß“ war
ambivalent: Die Reaktionen reichten vom Fatalis-
mus und die Sorge um die eigene Unabhängigkeit
bei der Schweiz über eine vorsichtig formulierte
Ablehnung in Belgien bis hin zu sehr positiven Be-
wertungen in Ungarn, Jugoslawien, Spanien und
vor allem Japan. Die Kritik richtete sich hauptsäch-
lich gegen die Methode, nicht so sehr gegen den 
Anschluß als solchen. Die Aktion wurde als erledigt
angesehen, teilweise stand bereits die Tschechoslo-
wakei-Problematik ganz oben auf der politischen
Agenda.
In Prag selbst bezog die öffentliche Meinung seit
Ende Februar 1938 deutlich Stellung für Österreich.
Der Großteil des tschechischen Volkes wußte um
die zunehmende Gefahr, die der Nation im Falle
einer Liquidierung Österreichs drohen würde. Mi-
nisterpräsident Hodza war sehr österreich-freund-
lich gesonnen, im Gegensatz zu der Reserviertheit
des Außenministers Krofta. Letzterer versicherte
Berlin gegenüber, daß man nicht an militärische
Maßnahmen denke und Entspannung wolle.
Die diplomatischen Kreise in der Sowjetunion hat-
ten sich vor und nach 1938 weitaus mehr mit mittel-
europäischen Fragen und. sich daraus ergebend,
auch mit der österreichischen beschäftigt, als man
im Westen bisher annahm. Die sowjetische Füh-
rung stand dem „Anschluß“ negativ gegenüber. Ihr
Volkskommissar für Äußeres, Litvinov, legte in ei-



ner Rede vor dem Völkerbund am 17. März 1938
scharfen Protest ein. Dieser Gewaltakt sei im Her-
zen Europas begangen worden und habe zweifellos
eine Gefahr für alle europäischen Staaten geschaf-
fen. Die Tschechoslowakei sei nunmehr der nächste
bedrohte Staat30). Litvinov sah die deutsche Gefahr
für Südosteuropa ebenso klar wie Churchill, legte
sich allerdings nicht nur auf Deutschland als den
alleinigen Aggressor fest. Er regte grundsätzlich
eine gemeinsame Abwehr gegen jegliche Invasoren
an. Litvinov brachte allerdings nicht die Forderung
nach Wiederherstellung der Souveränität Öster-
reichs vor, sondern sah die Aggressionsakte allge-
mein in ihrer Entwicklung vom Spanischen Bürger-

krieg über den Abessinien-Krieg bis hin zum japa-
nischen Angriff auf China. Im September 1938. als
die Völkerbundstaaten in Genf zusammentraten,
regte Litvinov erneut Kollektivmaßnahmen gegen
Deutschland an. Der Vorschlag wurde jedoch nicht
aufgegriffen, da die übrigen Staaten sich mit dem 
„Anschluß“ offenbar abgefunden hatten. Neben
den Sowjets hatten lediglich Mexiko. Chile, das
republikanische Spanien und China in Genf formell
Protest eingelegt. 1938 fand sich jedenfalls der Völ-
kerbund nicht dazu bereit, die Konsequenzen aus
der Besetzung Österreichs zu ziehen. Er erwies sich
erneut als wirkungslos, um kollektive Sicherheit für
einen angegriffenen Staat zu gewährleisten.

V. Die deutschen Reaktionen auf das Echo im Ausland

Während der „Anschluß“-Tage herrschte in Berlin
eine gespannte Atmosphäre. Den ausländischen
Reaktionen auf die Ereignisse in Österreich sah
man mit gemischten Gefühlen entgegen, zumal die
Abwesenheit von Ribbentrops die Unsicherheit
noch verstärkte, Hitler sah sich deshalb genötigt,
den ehemaligen Außenminister von Neurath zu bit-
ten, der Reichskanzlei Rat zu erteilen. Ohne ge-
nauere Informationen über die Geschehnisse in
Österreich zu haben, empfahl er Hitler, die interes-
sierten Mächte von der geplanten Aktion zu unter-
richten, sich jedoch nicht in förmliche Verhandlun-
gen einzulassen, allerdings herauszustreichen, daß
das deutsche Vorgehen einzig nur das Ziel verfolge,
Blutvergießen in Österreich zu verhindern. Zur
Beschwichtigung Mussolinis sollte die Brenner-
Grenze garantiert werden. Neurath kalkulierte
auch mögliche Proteste ein und riet, entsprechend
zu antworten.

Eine Antwort auf die erwarteten Protestnoten En-
glands und Frankreichs hatte das Auswärtige Amt
bereits konzipiert. Die Proteste wurden durch die
deutsche Note als „unzulässig“ abgewiesen und die
Gestaltung der Beziehungen zwischen Deutschland
und Österreich als „innere Angelegenheit des deut-
schen Volkes“ bezeichnet, die dritte Mächte nichts
angehe. Die Behauptungen, das Reich habe auf die
Vorgänge in Österreich und auf Schuschnigg mittels
eines Ultimatums Druck ausgeübt, seien pure Er-
findung. Infolge des Ersuchens der neuen Regie-
rung Seyß-Inquart sei erst die Frage des Einsatzes
deutscher Truppen aktuell geworden, und aufgrund
der akuten Bürgerkriegsgefahr in Österreich habe
man dem Ruf Folge geleistet. Falls nicht dritte
Mächte eingreifen würden, könne das deutsche
Vorgehen nicht „zu unübersehbaren Rückwirkun-
gen“ führen. Neurath vergaß nicht zu erwähnen,
daß die beabsichtigte Volksbefragung eine Verlet-

zung der Berchtesgadener Abmachungen gewesen
sei31).

Die Ausfertigungen der deutschen Antwort wurden
dem britischen und französischen Botschafter über-
reicht und alle deutschen Auslandsmissionen von
deren Inhalt unterrichtet. Die Darstellung konnte
jedoch nur wenige überzeugen, da sie in vielen
Punkten nicht den Tatsachen entsprach. Seyß-In-
quart hatte beispielsweise niemals um die Entsen-
dung deutscher Truppen gebeten. Dennoch wurde
ein gefälschtes Telegramm nach dem „Anschluß“
veröffentlicht, welches den Einmarsch als Folge ei-
nes Hilferufes legitimieren sollte.

Damit wird schlaglichtartig die Problematik der
„Legalität“ und „Berechtigung“ des „Anschlusses“
erhellt. Beim Nürnberger Prozeß erklärte Neurath
später, daß weder das Auswärtige Amt noch er sel-
ber die wahren Hintergründe gekannt hätten, viel-
mehr hätte er sich allein auf die Informationen von
Hitler verlassen32). Die auf spezielle Vorbehalte
permanent vorgetragene These von der Bilaterali-
tät der Frage zeigte die Schwierigkeit der deutschen
diplomatischen Vertreter, den Einmarsch glaub-
würdig zu rechtfertigen, wie auch den Mangel an
Argumenten, den „Anschluß“ in ein positiveres
Licht zu stellen. Erst der auf den Einmarsch er-
folgte Jubel und die positiven Bekenntnisse zum
„Anschluß“ vor der Volksabstimmung sowie deren
eindeutiges Ergebnis selbst machten weitere offi-
zielle deutsche Reaktionen obsolet, da die Ge-
schehnisse in Österreich nun auch international
sanktioniert waren.



Schon am 18. März hatte das Deutsche Reich dem
Völkerbund das „Wiedervereinigungsgesetz“ mit
dem Zusatz notifiziert, daß Österreich mit dem

13. März 1938 aufgehört habe, Mitglied des Völker-
bundes zu sein. Dieser nahm die Mitteilung ohne
Widerspruch zur Kenntnis.

VI. Zusammenfassende Schlußüberlegungen

Sowohl der britische als auch der französische Pro-
test, die im deutschen Außenamt eingebracht wor-
den waren, richteten sich nicht grundsätzlich gegen
den „Anschluß“, sondern gegen die Art und Weise
seiner Durchführung. Nur wenige Staaten legten im
Rahmen des Völkerbundes formell Protest ein. Der
„Anschluß“ wurde zwischen März 1938 und Sep-
tember 1939 als ein Faktum akzeptiert — ein
Aspekt, der in der internationalen Diskussion der
letzten Jahre über die jüngste Vergangenheit Öster-
reichs und die Affinität der Österreicher zum Natio-
nalsozialismus etwas zu kurz gekommen zu sein
scheint.

Die Westmächte konnten oder wollten zunächst
nicht sehen, daß der Weg, den Hitler nach Wien
genommen hatte, weiter über Prag nach Warschau
und damit in den Zweiten Weltkrieg hineinführen
mußte. Ihr Verhalten in den Märztagen des Jahres
1938 war eine Konsequenz ihrer defensiven unent-
schlossenen Haltung und ihres politischen Desinter-
esses an einem unabhängigen Österreich in den
dreißiger Jahren. Österreich schien London und
Paris keine Garantieerklärung, wie Polen 1939,
wert zu sein. Das Gefühl, bei der Friedensordnung
in Versailles 1919 doch zu weit gegangen zu sein,
spielte beim „Anschluß“ keine unwesentliche Rolle
in der Haltung des Westens, vor allem Englands.

Für das Deutsche Reich bedeutete der „Anschluß“
nicht in erster Linie die Erfüllung eines alten deut-
schen Traumes, sondern er war vor allem von wirt-
schaftspolitischen Zielsetzungen geprägt. Ohne den
„Anschluß“ wäre Görings Vierjahresplan bei stei-
gender Rohstoffknappheit und Devisenmangel
nicht mehr zu verwirklichen gewesen. Neben diesen
wirtschaftlichen und innenpolitischen Überlegun-
gen war der „Anschluß“ der erste Schritt in Hitlers
außenpolitisch-imperialer Planung und damit die
Vorbereitung für den Einmarsch in Prag. Mit der
Schaffung des „Protektorats Böhmen-Mähren“ und
dem Angriff auf Polen, der den Zweiten Weltkrieg
entfesselte, erschien retrospektiv Österreich als das
erste Land, das der Angriffspolitik Hitlers zum Op-
fer gefallen war. So richtete sich das Bestreben der
Westmächte, einschließlich der USA und der So-
wjetunion. ab Ende 1943 auf die Wiedererrichtung
der staatlichen Unabhängigkeit Österreichs.

Die einseitige Fixierung auf die von den Alliierten
1943 so formulierte Opferrolle Österreichs beim
„Anschluß“, der von 1945 bis 1955 zweifelsohne
eine pragmatische Relevanz zugekommen und die

eine staatspolitische Notwendigkeit war. hat freilich
den kritischen Blick für die aktive Mittäterschaft
vieler Österreicher in der NS-Vemichtungsmaschi-
nerie verstellt und einer „Vergangenheitsbewälti-
gung“, wie sie in der Bundesrepublik erfolgte, in
Österreich vorzeitig das Wasser abgegraben. Völ-
ker- und Staatsrechtler traten gleich nach dem
Krieg aufden Plan und hatten plausible Erklärungs-
muster für diese Sicht der Dinge parat: Österreich
habe als Völkerrechtssubjekt ab 1938 weiter bestan-
den. doch sei es als solches handlungsunfähig gewe-
sen. So habe es sich auch mit keinem Staat in einem
Kriegszustand befunden, da es von 1938 bis 1945
von der politischen Landkarte verschwunden und
als ein Land des deutschen Reiches durch Hitler in
einen Weltkrieg geführt worden sei33).

Solche Interpretationen, die den überschwengli-
chen Jubel eines Großteils der Österreicher beim
„Anschluß“ 1938 ausblendeten, entsprangen zwei-
fellos einer gewiß berechtigten Sorge um die Siche-
rung der staatlichen Integrität und die Realisierung
der Unabhängigkeit Österreichs, sie haben gleich-
zeitig aber auch selbstkritische Reflexionen über
das Österreich in der NS-Zeit zurückgedrängt und
erst viel später als in der Bundesrepublik zu einer
Aufarbeitung der jüngeren Geschichte Österreichs
geführt. In diesem Sinne sollte nicht kurzsichtig und
monokausal der „Anschluß“ allein vor dem Hinter-
grund einer vorrangigen „Schuld“ (Passivität) der
Westmächte diskutiert, sondern auch gesehen wer-
den, daß die Hauptverantwortung für Ereignisse,
die ein bestimmtes Land betreffen, immer in die-
sem Land zu suchen ist. Inwieweit nämlich der
„Ständestaat“ von Dollfuß und Schuschnigg die Ge-
schehnisse des März 1938 mit bedingt oder gar vor-
bereitet hatte, ist in der österreichischen Zeitge-
schichtsforschung lange unberücksichtigt geblie-
ben. dann zwar unterschiedlich beurteilt worden,
aber ein letztes Wort scheint darüber noch nicht
gesprochen.

Viele Österreicher empfanden seinerzeit den „An-
schluß“ 1938 als nationale Erfüllung, und dement-
sprechend wurde der Einmarsch der Deutschen auf-
genommen. Nach 1945 und dem Bekanntwerden
der Greuel aus der NS-Zeit wurde eine Umdeutung
des „Anschlusses“ vorgenommen. So erscheint er
heute zumal für den jüngeren Historiker als natio-
naler Tiefpunkt. Von einem beträchtlichen Teil der
älteren Generation der Österreicher wurde und



wird die Vereinigung mit dem Deutschen Reich von
1938 bis 1945/55 dagegen als ein Vorgang angese-
hen, welcher die Erfüllung einer mit dem Selbstbe-
stimmungsrecht voll in Einklang stehenden „ural-
ten deutschen Sehnsucht“ darstellte. Für sie ist der
„Anschluß“ eine Begebenheit gewesen, die noch
nicht im Schatten der typischen nationalsozialisti-
schen Unrechtshandlungen stand. Nach ihrer mehr-
heitlichen Auffassung gehört er nicht zu den dunk-
len Kapiteln der Hitler-Politik, sondern er war
durchaus noch moralisch begründ- und vertret-
bar34). Daß der „Anschluß“ die Herrschaft des Na-
tionalsozialismus mit all seinen furchtbaren Er-
scheinungen und negativen Auswirkungen mit sich
brachte, wurde von vielen Österreichern allerdings
häufig übersehen, verdrängt und vergessen — ein

34) Vgl. hierzu: „Was 1938 passierte, weiß jeder zweite 
Österreicher nicht mehr“, in: Frankfurter Rundschau v. 
12. 9. 1987.

Umstand, der in letzter Zeit besonders deutlich
wurde.

Was blieb und was bleibt vom „Anschluß“? Die
Vereinigung hatte nach dem Verfliegen der unbe-
streitbaren ersten Begeisterung auch die Bedeutung
von Okkupation angenommen. Eine erzwungene,
aber oft auch freiwillige Gleichschaltung, Terror,
Kriegsbeteiligung und Bombenangriffe prägten
diese Zeit. Die vorübergehende staatliche Liquidie-
rung Österreichs bewirkte eine Brechung jeglicher
Ansätze von nationaler österreichischer Eigenart.
So gesehen, konnte vom März 1938 letztlich auch
ein Prozeß nationaler Neubesinnung ausgehen, der
in den Jahren ab 1955 zu einer Art österreichischem
„Staats- (Nations-) Bewußtsein“ führte. Dieses
braucht die Konfrontation mit der jüngsten Ge-
schichte nicht zu scheuen und sollte die Aufarbei-
tung der NS-Zeit auch positiv als Erkenntnisberei-
cherung im Sinne eines zukunftsorientierten Den-
kens nutzen.



Gerhard Botz: Der „Anschluß“ von 1938 als innerösterreichisches Problem
Aus Politik und Zeitgeschichte. B 9/88, S. 3—19

Im Zentrum von Österreichs politischer Identität steht die Überwindung der Anschlußidee und der Folgen
des „Anschlusses“ von 1938. Nationale Selbstfindung erfolgte in Österreich mehr als vier Jahrzehnte lang 
unter besonderer Betonung der Opfer-Rolle Deutschland und dem Nationalsozialismus gegenüber, wäh-
rend bestimmte belastende Aspekte, vor allem die Mitbeteiligung von vielen Österreichern am National-
sozialismus und an dessen Politik im Zweiten Weltkrieg, unterbelichtet wurden. Demgegenüber wird hier,
in Absetzung sowohl von Österreich-apologetischen Darstellungen als auch von pangermanischen Positio-
nen. versucht, eine interpretatorische Balance zwischen den Extremen zu wahren.
Österreich und Österreicher haben mehr als oft angenommen, zur Entstehung und zum Funktionieren des
Nationalsozialismus und zu dessen Regime beigetragen. Der „Anschluß“ an Deutschland war nicht nur
Invasion von außen, sondern auch eine Machtübernahme österreichischer Nationalsozialisten von oben wie
von unten. Das Ergebnis der Volksabstimmung vom 10. April 1938 spiegelt über die bekannten Bedin-
gungen des Dritten Reiches hinausgehend eine von „Anschlußbegeisterung“ getragene Welle des Kon-
senses mit dem NS-Regime, der jedoch bald wieder einer gewissen Ernüchterung über die gesellschaftliche
Realität im „Großdeutschen Reich“ wich, ohne vollends in Oppositionsverhalten umzuschlagen. Denn
diese Realität stellte sich für große Teile der österreichischen Bevölkerung durchaus als ambivalent dar;
Terror, politische Entrechtung und vollkommene staatliche Auflösung Österreichs wurden zunächst durch-
aus durch wirtschaftliche Gewinne und gesellschaftliche Modernisierung mehr als kompensiert, so daß erst
mit der Verschärfung der Lage im Krieg und der sich abzeichnenden Niederlage eine nachhaltige Umorien-
tierung des Österreichbewußtseins und wachsende Widerstandsbereitschaft einsetzten.

Rolf Steininger: Der Anschluß Österreichs — Stationen auf dem Weg zum März 1938
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/88, S. 20—33

Mit dem Anschluß Österreichs an Deutschland im März 1938 schien ein alter Wunsch — vor allen Dingen
der Österreicher — in Erfüllung gegangen zu sein. Dieses Thema hatte besonders seit dem Ende des Ersten
Weltkrieges auf der Tagesordnung gestanden und die österreichische und deutsche Politik beherrscht. Auf
dem Weg bis März 1938 lassen sich sechs Stationen fixieren:
1. Die Anschlußbegeisterung der österreichischen Sozialdemokraten 1918/19. Die Sozialdemokraten wa-
ren davon überzeugt, daß das aus der Konkursmasse entstandene „Deutschösterreich“ ohne Anschluß an
Deutschland nicht lebensfähig wäre. Dieses Land wurde zum „Bestandteil der Deutschen Republik“
erklärt, wobei auch die Vereinigung mit dem roten Deutschland eine Rolle spielte.
2. Die Anschlußbewegung in den österreichischen Bundesländern (Tirol. Salzburg. Steiermark) 1921.
trotz des in den Friedensverträgen von Versailles und St. Germain ausgesprochenen Anschlußverbotes.
Dies war auch eine Bewegung los vom roten Wien in Richtung eines Zusammenschlusses mit einem
Deutschland, das nicht sozialistisch geworden war. Diese Phase endete 1922, als der Völkerbund Kredite
gewährte und das Anschlußverbot erneuerte.
3. Anschlußpropaganda und praktische Angleichungspolitik in den zwanziger Jahren, die aber politisch
nicht wirksam wurden.
4. Mit dem Zollunionsprojekt 1931 wurde die deutsche Österreichpolitik zwar aktiviert, scheiterte aber am
Einspruch der Alliierten.
5. Mit Hitlers Machtergreifung kam zu den Anschlußüberlegungen der zwanziger Jahre als neues Element
der völkisch-national überhöhte Rassegedanke hinzu — allerdings nur in der Propaganda; militärische und 
ökonomische Gesichtspunkte waren ausschlaggebend, wie schon bald immer deutlicher wurde. Der Ver-
such einer „schnellen Lösung“ 1933/34 scheiterte an der Entschlossenheit der Dollfuß-Regierung und
Mussolinis, die Unabhängigkeit Österreichs zu erhalten.
6. Für den Anschluß im März 1938 kamen mehrere Faktoren zusammen: die Hinwendung Mussolinis zu
Hitler, die „geistige Durchdringung“ Österreichs, d. h. die „Aushöhlung“ des Landes von innen; die
uneinsichtige Politik des österreichischen Ständestaates, nahezu zwei Drittel der Bevölkerung von jeder
Mitgestaltung auszuschließen; die Forcierung von deutscher Seite angesichts der wachsenden Bedeutung
Österreichs für die deutsche Rüstungsindustrie.



Michael Gehler: Der „Anschluß“ von 1938 und die internationalen Reaktionen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/88, S. 34—46

Am 12. März 1938 rückten deutsche Truppen unter großem Jubel in Österreich ein; in den folgenden Tagen
vollzogen die Nationalsozialisten den „Anschluß“. Dieses Ereignis muß vor dem nationalen wie interna-
tionalen Hintergrund der Entwicklung Österreichs in den zwanziger und dreißiger Jahren gesehen werden.
Die Verträge von Versailles und St. Germain stellten sich zwar gegen einen Zusammenschluß Österreichs
mit Deutschland, doch verloren diese Beschlüsse mit der Zeit an Bedeutung, so daß zwischen den euro-
päischen Mächten bereits 1936/37 keine wirksame Vereinbarung zum Schutze der Integrität Österreichs
bestand. Vor allem Italien hatte durch den Abessinien-Krieg und die zunehmende Abhängigkeit von Hitler
seine selbstgewählte Schutzmachtstellung für Österreich aufgeben müssen.
Die deutschen Ultimaten, der Einmarsch der Wehrmacht und die Terrormaßnahmen in Österreich bela-
steten die internationalen Beziehungen Deutschlands schwer und bedingten eine französische und britische
Demarche in Berlin, die aber nur deklamatorischen Charakter hatten. Nur wenige Staaten erhoben beim
Völkerbund formellen Protest gegen den „Anschluß“, der schließlich als Faktum akzeptiert wurde. Die
Liquidierung des autoritären österreichischen „Ständestaates“ der dreißiger Jahre fand kaum kritisch-
verurteilende Beachtung — abgesehen von den Sowjets, die in Genf protestierten und kollektive Maß-
nahmen gegen Hitler vorschlugen. Das Verhalten der Westmächte in den Märztagen 1938 offenbarte
letztlich ihr weitgehendes Desinteresse an einem unabhängigen Österreich und war u. a. eine Konsequenz
ihrer Fehleinschätzung der Österreichfrage in der Zwischenkriegszeit.
Neben innen- und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen war der „Anschluß“ der erste Schritt in Hitlers
außenpolitischer Großmacht-Planung und Vorbereitung für den Einmarsch in Prag. Die politisch-militä-
rische Intervention in Österreich brachte die deutsche Diplomatie zunächst in Verlegenheit und zeigte die
Unfähigkeit, den „Anschluß“ international glaubwürdig zu rechtfertigen. Der einsetzende Jubel und das
eindeutige Abstimmungsergebnis machten dann weitere amtliche deutsche Reaktionen auf das Echo im
Ausland obsolet. Der „Anschluß“ wurde international hingenommen.


